
1992/93Kleine, persönliche Vorgeschichte 

Progetto Murinell, Arzo – Projekt zur Erhaltung und Umnutzung der letzten, 
wasserbetriebenen Marmorsägerei der Schweiz bzw. im ganzen Alpenraum. Nach 
intensiver Netzwerk- und Aufbauarbeit musste leider von einer Umsetzung des Pro-
jektes abgesehen werden, da die parallel laufenden juristischen Abklärungen – mit 
ausgesprochen lange sich hinziehenden Nachforschungen – zu viele grundbuch-
liche Unsicherheiten und Unwägbarkeiten an den Tag brachten: Die als Projektträ-
gerin geplante Stiftung würde mit Besitzantritt der fraglichen Liegenschaft gleich-
zeitig auch sämtliche, lange Zeit davor entstandenen Rechtsstreitigkeit mitkaufen 
und befrieden müssen, bevor der eigentliche Stiftungszweck in Angriff genommen 
werden könnte… 

2010/2011Vorgeschichte zwei

Quasi zwanzig Jahre nach meiner ersten Reise in die Montagna, erfahre ich aus mei-
nem weiteren Bekanntenkreis von einem zum Verkauf stehenden Hauses in Meride.
Tätsächlich kauf ich dieses Hauses, vicolo G. B. Clerici 8.

Chronologie der Ereignisse um ein Nachbarhaus, Meride (TI)

2011, 2012 und 2013
Verschiedenste anstehende Reparaturarbeiten im 
Hause, und weil eine Nachbarin dies monierte, küm-
mere mich sogar um die Reparatur einer maroden 
Telefonzuleitung, obwohl ich damals keinen Festnet-
zanschluss hatte und dies  eigentlich andere, in Italien 
wohnhafte Nachbarn hätten machen müssen, die in 
Lipomo (Como) wohnhaften Montorfano.

Januar 2013
Entwicklung der Idee «Casa Clerici in una nuove luce» 
(Umnutzung des Gebäudes als Ort der Begegnung mit 
altem Handwerk und künstlerischer Gestaltung), von 
Beginn weg mit juristischer Begleitung durch den Tes-
siner Anwalt Alberto Schriber sowie immer in Kontakt 
und in Absprache mit den Montorfanos, Besitzer der 
zum Verkauf stehenden Nachbarliegenschaft.

14.2.2013
Besichtigung der Liegenschaft mit Alberto Montor-
fano, weitere Besprechung der Projektidee, Vorlegen 
des ersten Entwurfes einer Projektinformation und 
Vorschlag, gemeinsam einen Vorkaufsvertrag aufzu-
setzen – als grundlegende Bedingung für das weitere 
Vorgehen.

21.2.2013
Ich schicke die zweisprachig ausgearbeitete Projekt-
information den Montorfanos nach Lipomo und tele-
foniere ein paar Tage danach, um zu hören, ob die 
Montorfanos einverstanden sind, bevor ich die ersten 
zehn Exemplare drucken lasse: Alberto Montorfano 
gibt am Telefon sein Einverständnis.
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Progetto Casa Clerici
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Casa Clerici • Kultur- und Kurszentrum 
für Kunst und Kunsthandwerk – bed & 
breakfast (CCkk/b&b)

Stuck, Farbe und 
viel mehr...

Neue Nutzung der alten Gebäude als Ort 
der Begegnung mit alter Handwerkstradi-
tion und künstlerischer Gestaltung.

Casa Clerci • Centro di cultura e centro 
corsi per l‘arte e l‘artigianato – bed & 
breakfast (CCcc/b&b)

Stucco, pittura e 
altro ancora...

Nuovo uso del vecchio edificio come luo-
go d’incontro con la tradizione artigia-
nale del passato e l’espressione artistica.

Meride, Ticino (CH)

Casa Clerici in 
una nuova luce

Arbeitstitel

titolo provvisorio

2.3.2013
Anlässlich des letzten Dorffestes der Gemeinde 
Meride informiere ich einzelne Personen über meine 
Projektidee. Sie stösst überall auf gutes Echo im Dorf, 
gute Resonanz kommt auch aus dem Gemeinderat 
(damaliger Sindaco: Pascal Cattaneo); zwei Gemein-
deräte werden delegiert, mit mir in Kontakt zu treten, 
Albisetti und Pregaldini.

Sonntag, 17.3.2013
Besprechung mit zwei Municipali in mein Haus, sie 
geben verschiedene Tipps, v.a. mit dem Präsidenten 
der Fondazione Ercole Doninelli Kontakt aufzunehmen.

23.3.2013
Bei einem Telefongespräch sagt Montorfano aus 
heiterem Himmel, sie seien «in parola di vendita con 
una signora di Ligornetto». Ich bin konsterniert und 
schicke umgehend einen Brief an die Montorfanos, 
um an die bereits besprochenen nächsten Schritte in 
Richtung Projekt zu erinnern (gemeinsam Vorkaufsver-
trag aufsetzen).

28.3.2013 – Hausfriedensbruch
Montorfano dringt in mein Haus ein und überhäuft 
mich mit an den Haaren herbeigezogenen Vorwürfen, 
ich hätte ohne ihr Einverständnis gehandelt, ich würde 
mich aufführen, wie wenn ich schon Besitzer wäre, ja 
sogar: ich wolle ja nur Geld in meine eigene Tasche ar-
beiten. Gleichzeitig relativiert er die ominöse «signora 
di Ligornetto», diese existiere gar nicht!
Ich lasse umgehend ein klärendes Schreiben über-
setzen und überbringe dieses nach Lipomo, mit einer 
Colomba di Pasqua. Der zentralen Punkt (bevor man 
zusammensitzt und alles klärt, wird Projektarbeit 
eingestellt) scheint angekommen: «Ah, una colomba 
della pace», dies die Worte von Frau Montorfano!

2.4.2013
Eingeschriebener Drohbrief von Frau Montorfano, 
offensichtlich mit den Formulierungen eines Juristen 
(was mich erinnert daran, wie Montorfano erwähnt 
hatte, sie hätten die Unterstützung eines Anwaltes aus 
Meride und einer Architektin mit Studio in Mendrisio), 
notabene mit der Unterstellung, ich hätte ohne das 
Einverständnis der Besitzer gehandelt.

Zur gleichen Zeit setze ich meine Versuche fort, den Präsidenten dieser besagten 
Fondazione Ercole Doninelli, Giuseppe Doninelli, telefonisch zu kontaktieren. 2
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«Gli inizi di Berlusconi» von 
Nicola Costanzo, 12.6.2012

it.wikipedia.org/wiki/Silvio_Berlusconi

Eine kurze Internetrecherche über diese Fondazione 
sowie über Ercole Doninelli zeigt dessen Zusammen-
arbeit mit Silvio Berlusconi und Marcello Dell’Utri auf, 
Schwarz- und Drogengeldaffären, eine eigentliche 
Geldwaschanlagen im Graubereich der Schweizer Fi-
nanzwirtschaft: Er ist offensichtlich einer der Hauptak-
teur in jenem Skandal, der Mitte der Neunzigerjahre 
schweizweit Wellen geworfen hat. Hinweise finden 
sich auf «Inside Paradeplatz», «Investire oggi», sogar 
im italienischen Wikipedia-Artikel über Berlusconi. 

Später stosse ich auf «Swiss Connection» von Gian 
Trepp sowie «Il Cassiere di Saddam» von Paolo Fusi, 
beide Publikationen wurden an Tessiner Gerichten 
ebenso bekämpft wie die Autoren selbst, letztlich 
aber ohne Erfolg (einzig eine superprovisorische 
Verfügung gegen den Verlag «L’inquiesta» blieb zehn 
Jahre lang stehen und der Verkauf des Buches blo-
ckiert! In allen andern Verfahren lasen aber Gerichte 
ausserhalb des Tessins mit, da die Autoren entweder 
in andern Landesteilen oder im Ausland wohnen, 
offenbar Grundlage für ein faires Verfahren).
Nebeneffekt dieser Gerichtsverfahren: Die Publikati-
onen sind genauestens durchleuchtet worden und 
können nun als wirklich seriöse Quelle konsultiert 
werden. «Swiss Connection» ist inzwischen gar auf 
Italienisch übersetzt worden, abrufbar unter http://
studimonetari.org/laconnessionesvizzera.pdf. 

14.4.2013
Antwortbrief an Frau Montorfano. Nur durch Zufall er-
fahre ich, dass ihr Brief vom 2.4. auch dem Municipio 
di Meride zugestellt worden ist (obwohl davon nichts 
auf im Brief steht). Ich verfasse eine Richtigstellung, 
die ich jedem Mitglied des damaligen Gemeinderates 
zustelle, da der Gemeinderat wegen der Eingemein-
dung in die Stadt Mendrisio in seiner alten Form nie 
mehr zusammentrat.

4.4.2013
Erstes und letztes Telefon mit Doninelli: Meine Bitte, verschiedene kulturelle Anliegen 
diskutieren zu können, hört er gar nicht erst an, sondern wirft mir sofort die identi-
schen Vorwürfe wie Montorfano an den Kopf! Schnell wird klar, Doninelli muss dieser 
Berater sein – irrtümlicherweise «avvocato» genannt.

Mai, Juni und Juli 2013Es mehren sich klare Zeichen, dass im Dorf Gerüchte und gezielte Unwahrheiten 
gegen mich in Umlauf gesetzt werden.



Auf meiner Internetseite wird die Information aufgeschalten, dass alle Aktivitäten 
rund um das Projekt eingestellt wurden. An derselben Stelle wird die Chronologie 
der Ereignisse darstellt, notabene ohne irgend einen Namen zu nennen (nur mit 
Initialen, zwecks Unkenntlichkeit chiffriert) und nur auf Deutsch.

September und Oktober 2013
Im Dorf verdichtet sich das Gerücht, die Casa Clerici sei inzwischen von Giuseppe 
Doninelli gekauft worden, also vom juristischen Berater des Verkäuferehepaares. 
Zu jenem Zeitpunkt pflege ich über diesen noch immer zu sagen, dass man «Söhne 
nicht für die Untaten der Väter verantwortlich machen dürfe»!

8.1.2014
Drohbrief von Rechtsanwalt Roberto Rulli, ich müsse 
das ganze Kapitel des Clerici-Projektes von meiner 
Internetseite löschen und das Fundraising für die 
Phantomstiftung (!) umgehend einstellen, ansonsten 
weitere juristische Schritte folgen würden. Der Brief mit 
den darin enthaltenen Unterstellungen geht in Kopie 
an die Stadtbehörden von Mendrisio!

Der einschlägige Text auf meiner Internetseite stellt 
zwar hinreichend klar, dass sämtlich Projektarbeiten 
eingestellt sind. Trotzdem veranlasse ich über den ver-
antwortlichen Webmaster, dass die betreffende Stelle 
zusätzlich noch fett gesetzt erscheint: «Die von Beginn 
weg angestrebte Transparenz wie auch alle Projekt 
bezogenen Informationen – beides die gegenwär-
tigen Besitzverhältnisse berücksichtigend wie auch 
Schritt für Schritt im Voraus kommuniziert! – konn-
ten Missverständnisse ebenso wenig verhindern wie 
offenbar auch Fallstricke kultureller Unterschiede 
vermeiden. So musste ich leider sämtliche Aktivitä-
ten nach sehr kurzer Zeit bereits wieder einstellen.»

Danach mache ich erneut eine kurze Recherche, dies-
mal zum Namen «Giuseppe Doninelli», werde prompt 
fündig, z. B. im Artikel von Gianluca di Feo im Corriere 
della Sera «Fimo, una finanziaria del Canton Ticino 
appassionata di intrigi italiani» vom 4.4.1993:
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Schadenersatz forden würden. Zudem hielt er fest, dass ich auf seine Verwarnung 
vom 8. Januar noch nicht reagiert und den Text «Casa Clerici in una nuova luce» 
noch nicht vom Internet genommen hätte, obwohl ich habe erkennen müssen, dass 
der neue Besitzer das Projekt in keinster Weise teilen würde.

15.4.2014
In meiner Antwort weise ich darauf hin, dass vermutlich Kat.Nr. 47 gemeint sei und 
nicht 74. Ich betone, dass meine Texte ausschliesslich auf bereits publizierten Tatsa-
chen aufbauen und die entsprechenden Quellen zitiert würden. Weiter warne ich 
davor, Tatsachen zu verdrehen und Unwahrheiten über mich in die Welt zu setzen, 
dass «die Verbreitung einer solchen Aussage gar das Potential einer Verleum-
dung mit sich trägt (es sei in diesem Zusammenhang daran erinnert, dass die Kopie 
Ihres letzten Schreibens an die Stadtverwaltung von Mendrisio ging!).» Gleichzeitig 
lasse ich die beanstandeten Stellen meiner Internetseite mit schwarzen Balken 
überdecken, die wiederum mit dem Hinweis versehen waren, wer die Löschung 
bzw. diese Überdeckung verlangt hat.

16.5.2014
Rechtsanwalt Renzo Galfetti stellt einen weiteren, dreiseitigen Drohbrief mit Zitaten 
aus einem der oben geschilderten gerichtlichen Verfahren zu, die die Lauterkeit Do-
ninellis belegen sollen. Er bestätigt die Schreiben von Rulli und stellt fest, dass «die 
ungeschickt korrigierte Webseite nur die (falschen) 
Anschuldigungen gegen meinen Klienten mit dem 
Hinweis auf scheinbar glaubwürdige  Quellen be-
kräftige, die aber nur journalistisch sind und deren  
„falsità“ durch seinen Klienten erwiesen ist. Ich halte 
dieses Verhalten für schwerwiegend, beleidigend, 
verleumderisch und diffamierend. Nun, auch in 
Anbetracht der Tatsache, dass Sie in Meride leben 
und im Hinblick auf gute nachbarschaftliche Bezie-
hungen, hat mein Klientel eine gewisse Verfügbar-
keit, den Streit gütlich beizulegen – und zwar unter 
folgenden Bedingungen: 1. dass Sie sich schriftlich 
für das entschuldigen, was Sie gegen sie geschrie-
ben haben, 2. dass Sie sich verpflichten, in jedem 
weiteren Schreiben mein Klientel weder direkt noch 
stillschweigend zu erwähnten; 3. dass Sie mir die 
Bankunterlagen mit den vollständigen Kontobewe-
gungen ab 1.1.2013 zustellen, mit der förmlichen 
Verpflichtung, alle Zahlungen, die mit dem trüge-
rischen Versprechen eingegangen sind, sie für den 
Kauf der Casa Clerici zu verwenden, an die Absender 
zurückzugeben; 4. dass Ihre Erklärung zu den Punk-
ten 1, 2 und 3 auf Ihrer Website, sofort nachdem sein 
Klientel diese akzeptiert hätten, veröffentlicht und 
der vorherige Text vollständig entfernt wird (…)». 5

Korrekturen, auf der Internet-
seite www.dracksache.ch publiziert

3.4.2014
Weiterer, diesmal zweiseitiger Drohbrief von Rechtsan-
walt Rulli – mit Betreff «Casa Clerici Fondo 74 (sic!) (…)  
und der Anschuldigung, dass der auf meiner Inter-
netseite publizierte Text beleidigend sei. Der «Anwalt 
aus Meride» sei leicht als sein Klient Dr. jur. Giuseppe 
Doninelli erkennbar, ebenso «Architekt in Mendrisio» 
als dessen Lebensgefährtin. Sie würden mit wenig 
schmeichelhaften Urteilen bezüglich ihrer Rolle rund 
um die Affäre Casa Clerici bedacht.  Das sei absolut 
inakzeptabel und völlig falsch. Die entsprechenden 
Stellen müssten innerhalb von 7 Tagen vom Internet 
entfernt werden, ansonsten seine Klienten wegen Ehr-
verletzung Strafantrag  einreichen und vor Gericht 



29.5.2014
Im Antwortbrief an Galfetti – immer in deutscher Sprache – entschuldige ich mich, 
«dass ich ab und zu etwas schreibe, was ihm eventuell nicht passt. Der Name Doni-
nelli ist mit Meride nun mal in einer Weise verknüpft, dass es schier unmöglich ist, 
diesen Namen nicht zu erwähnen. Anderseits sind aus den bisherigen Äusserungen 
keine Hinweise ersichtlich, die mich überzeugen könnten, dass Herr Doninelli alle 
übrigen Einwohnerinnen und Einwohner derart überragt, dass normale Leute wie 
ich sich ihm gegenüber unterwürfig verhalten müssten. Ich sehe keinen Grund, 
meine ursprünglich freundnachbarlichen Kontakte mit Herrn Montorfano gegen-
über Dritten zu rechtfertigen, und ebensowenig scheint es mir angebracht darüber 
zu diskutieren, warum man schliesslich begann, mich auf derart fiese Art beim 
damaligen Gemeinderat von Meride sowie bei den Behörden der Stadt Mendrisio 
anzuschwärzen. Ob Missverständnisse, Neid oder Angst eine Rolle spielten, scheint 
mir unwichtig zu sein, da ich vor allem Wert darauf lege, dass wir uns als Nachbarn 
respektieren und in Ruhe lassen können, unabhängig von weltanschaulichen, 
beruflichen oder politischen Divergenzen. Wenn aber Ihre Klienten oder wer auch 
immer, mich mit erfundenen oder verdrehten Behauptungen samt einschlägigen 
Drohungen belästigen wollen, so werde ich mich zu wehren wissen. Gleichwohl 
habe mich entschlossen, den Text „Tagebuch einer Abtreibung“ gänzlich von meiner 
Internetseite zu nehmen. Dass ich die Hoffnung auf einen freundlichen Umgang 
nicht aufgeben werde, liegt wahrscheinlich an meiner etwas naiven Gutmütigkeit.» 
Von Galfetti höre ich anschliessend nichts mehr.

September, Oktober und 
November 2014 

Ohne «Notifica» und ohne Informationen an die 
Nachbarn fahren Baumaschinen auf: Arbeiter schaf-
fen während drei Monaten Schutt, Aushub- und 
Abbruchmaterial weg, in eine Mulde vor dem Dorfe. 
Rückfragen auf der Gemeinde (24.9.14) und später bei 
der Denkmalpflege (28.10.14) zeigen, dass keine der 
vor Ort eigentlich zuständigen Personen informiert 
waren. Als die Mitarbeiterin des Ufficio tecnico, die im-
mer am Montagmorgen in Meride Präsenz hat, auf der 
Baustelle einen Augenschein nehmen will, ist das Tor 
verschlossen: Der einzige ruhige Morgen in jenen drei 
Monaten, die Arbeiter fahren erst am Nachmittag mit 
ihrer lärmigen Arbeit fort! Die Mitarbeiterin des Ufficio 
tecnico kann mir erst eine Woche später berichten, 
dass der Bauherr mit ihrem Chef direkt gesprochen 
habe – ein ungewöhnliches Vorgehen, wie sie selber 
meint. 
Die  Mitarbeiterin der Denkmalpflege antwortet am 
20.11. (darin eingeschlossen die Antwort der Ufficio 
tecnico-Mitarbeiterin von Mendrisio an einen Mitar-
beiter der Denkmalpflege vom 6.11., es handle sich 
gemäss Bauherrn nur um «sgombero di suppellettili»). 
Erstaunlich, dass es für solch unbedeutende Arbei-
ten einen Bagger, ein Förderband, einen Dumper 
(Muldenkipper)sowie einen überlauten, stinkenden 
Stromgeneratoren braucht – erstaunlich auch, dass 
diese «unbedeutenden Arbeiten» rund drei Monate 
dauern.

Erst kürzlich ans Tageslicht gekommene Korrespon-
denz zeigt, dass der Bauherr 1. diese Sache im Nachhi-
nein zu legitimieren sucht und dass er es offenbar
2. für nützlich erachtet, im selben Schreiben üble 
Nachrede gegen mich zu pflegen.
Was auf mündlicher Ebene im Dorfgespräch ge-
schieht, ist natürlich schwierig nachzuweisen. Dass 6



dies aber wiederholt auf schriftlichem Weg von statten 
geht, obwohl ich meines Erachten mein Missfallen 
deutlich genug ausgedrückt hatte, zeigt klar auf, dass 
dies nicht wirklich ernst genommen wird: Im Gegen-
teil, die Wiederholungen scheinen System zu haben, 
im Dorf, auf kommunaler und auch auf kantonaler 
Ebene!
Wohl unnötig zu betonen, dass ein Grossteil der Be-
wohnerinnen und Bewohner von Meride seit länge-
rem jenen Gerüchten aufsitzt und diese verdrehte Ge-
schichten getreulich weiter kolportieren. Neudeutsch 
würde man dem Mobbing sagen! Die Techniken dazu 
sind aber uralt – und nur schwer fassbar!

7

Unter den neu nach Meride gezogenen, deutschsprachigen Personen wird der Rat 
weitergereicht, wenn man hier in Ruhe leben und sich ins Dorf integrieren wolle, 
halte man besser Distanz zu jenem jüngst zugezogenen Zürcher namens Drack…
Meines Erachtens geht es hier um «üble Nachrede», wie der Terminus technicus, 
glaub ich, in der Schweizer Strafgesetzgebung lautet.

23.9.2015
Rechtsanwalt Pascal Cattaneo stellt mit eingeschriebener Post einen weiteren Droh-
brief zu, diesmal mit der Unterstellung, ich würde mit zwei Videokameras das 
Areal seines Klienten ausspionieren «(…) Die von Ihnen – ohne je zu fragen, ohne 
jegliche Einwilligung von Nachbarn – montierten Kameras fokussieren die Räume 
Ihres Besitzes [die in Teilen auch von meinem Klienten im dem Sinne mitbenutzt 
werden, als er sein grundsätzliches Wegrecht nutzen muss, um zu seinem Besitz zu 
gelangen] sowie jene der Nachbarliegenschaft (…)» und damit dessen Privatsphä-
re auf völlig illegale Weise schädigen – ebenso mit Pflanzen, die zu nahe an der 
Hofmauer stehen.

8.10.2015
Antwort an Cattaneo: Besagte Pflanzen (botanisches 
Experiment mit Weide) sind weg, logisch sind an dieser 
Stelle keine Bäume geplant. Es gibt keine Kameras, nur 
ein Ultraschallgerät gegen streunende Kleintiere sowie 
eine Attrappe gegen ungebetene Gäste.
Was im Schreiben nicht erwähnt ist: Die Attrappe ist 
eine unmittelbare Folge des Hausfriedensbruchs von 
Alberto Montorfano. Und was ebenfalls nicht erwähnt 
ist: Auch wenn die Attrappe bestückt wäre, hätte die 
Kamera nur meinen eigenen Hofteil im Visier. Hingegen 
ist neben der Eingangstür des Elternhauses von Giusep-
pe Doninelli eine Kamera installiert, die ausschliess-
lich öffentlichen Grund im Visier hat. Das hingegen ist 
nach geltendem Schweizer Recht unzulässig!
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25.4.2016 - 9.5.2016
«Pubblicazione domanda di costruzione» des Umbauprojektes «Castel Cedro». Ist 
das blosser Zufall, dass in die zweite Woche dieser offiziellen Ausschreibung ein 
Feiertag fällt (Christi Himmelfahrt, wo eine Mehrheit im Tessin «ponte» macht, auch 
Anwaltskanzleien)? Wie in der Gemeindeordnung vorgesehen, wird am 23.4.16 
die Information an alle Anstösser abgeschickt, in meinem Fall mit falscher Adresse 
(obwohl ich schon seit mehr als zwei Jahren Wohnsitz in Meride habe und sämtliche 
komunale Korrespondenz und Rechnungen inkl. Steuerrechnung an die richtige 
Adresse gehen!), am Mittwoch 27.4. dann mit richtiger Adresse erneut abgeschickt. 
Am 28.4. wird hingegen nur ein Abholschein in meinen Briefkasten gelegt, obwohl 
ich zuhause bin! Somit kann ich den Eingeschriebenen erst am Freitag 29.4. auf der 
Post abholen. Dem Schreiben kann ich nun entnehmen, dass am darauf folgenden 
Montag am Schalter des Ufficio tecnico in Meride Einsicht genommen werden 
kann. 
An jenem Montagmorgen, 2.5., bleibt aber der Schal-
ter von Meride geschlossen, ein hingeklebter Zettel 
weist darauf hin. Läuten nützt nichts, die Tür bleibt 
geschlossen. Auf dem Zettel steht geschrieben, dass 
man sich an den Schalter vom Nachbardorf Arzo 
wenden müsse. 
Der freundliche Herr am Schalter von Arzo kann mir 
aber die Unterlagen der Baueingabe Doninelli nicht 
vorlegen. «Ups, nein, die liegen in Meride!», meint er. 
Ich entgegne: «Da ist aber heute geschlossen. Ein Zet-
tel an der Türe verweist einen nach Arzo, darum stehe 
ich hier!» Erst einen Tag später, also am…

3.5.2016
kann ich diese Unterlagen im Ufficio tecnico in Men-
drisio einsehen, die Verzögerung beträgt inzwischen 
eine gute Woche. Es bleibt nur noch ein Arbeitstag, 
der Mittwoch, dann ist Feiertag und anschliessend 
«ponte del Ascensione»! Am darauffolgenden Mon-
tag müsste hingegen eine allfällige Einsprache niet- 
und nagelfest formuliert abgeschickt sein: praktisch 
ein Ding der Unmöglichkeit! Nur mit grossem Glück 
gelingt es, einen Anwalt in der Region ausfindig zu 
machen, der 1. nicht selber in einem Interessenskon-
flikt bezüglich G.D. steht (und auch dessen übrige Kanzleikollegen nicht!), der 
2. nicht ohnehin die übliche «Auffahrtsbrücke» macht und der 3. überhaupt Zeit hat, 
so kurzfristig ein Mandat mit der Deadline 9. Mai zu übernehmen! 

9. 5.2016 
Rechtsanwalt Dario Gabaglio reicht «Opposizione» ein, Haupteinwände sind die 
Platzierung der Zentralheizung in kleiner Hofbaute mit Kamin auf niedrigstem Dach, 
was die dahinter liegenden dreistöckigen Hofgebäude beeinträchtigt und die insge-
samt 34 [!] neuen Öffnungen für Fenster und Türen – notabene an einem Gebäude, 
das unter besonderem Schutz steht, an dem gemäss Bauordung keine neuen Öff-
nungen erlaubt sind. Und nur mit ebenso grossem Glück kann ich in dieser kurzen 
Zeit auch Verbindungen zum Tessiner Heimatschutz knüpfen: Benedetto Antonini 
von der STAN, der Societa ticinese delle arte e natura, bringt ebenfalls fristgerecht 
die «Opposizione» von Seiten des Heimatschutzes ein!

7.9.2016 - 21.9.2016
«Pubblicazione Domanda di costruzione Giuseppe Doninelli / Variante». Kaum zu 
fassen, aber das gleiche Spiel wie bei der ersten Publikation wiederholt sich: Frist-
gerecht werden alle Anstösser mit eingeschriebener Post angeschrieben, nur mein 
Couvert geht wiederum an jene falsche Adresse und obwohl ich dies notabene 
moniert hatte… Trotzdem gelingt es wiederum, in der knappen noch zur Verfügung 
stehenden Zeit fristgerecht eine «Opposizione» einzureichen, am 20.9.2016.

Progetto «Castel Cedro»



28.12.2016
Das Municipio di Mendrisio erteilt die Bewilligung, in welchem die Begründungen 
für die Ausnahmen gänzlich fehlen, owohl es sich um krasse Abweichungen von der 
Bauordnung handelt – ein klarer Widerspruch zu einem ordentlichen Verfahren.

31.1.2017
Rekurs an den Regierungsrat, im Verlaufe dessen sich zeigt, dass 1. das Municipio di 
Mendrisio wiederholt Informationen nicht weitergeleitet hat, weder an mich noch 
an meinen Anwalt und dass 2. der Anwalt des Bauherrn in der Argumentationsket-
tegegen mich unter anderem Korrespondenz seines eigenen Klienten beibringt – 
notabene vom Dezember 2014 an verschiedene Verwaltungsabteilungen – die nur 
zeigen, wie dieser mich zu diffamieren versucht.

28.2.2017
Antwort des Büros für Baubewilligungen
>24.2.2017
>Rekurseinwände EDI.2017.44 >(Luft Wasser Boden),
>24.2.2017
>Rekurseinwände EDI.2017.44 – Akte DT 97052 >  
   >Büro für Denkmalpflege,
>9.2.2017
>Rekurs/Akte 97052 EDI.2017.44 (Natur/Umweltbüro).

16.3.2017
Antwort von Avv. Cattaneo/Doninelli (16 Seiten).

16.3.2017
Antwort der Stadt Mendrisio (5 Seiten)

21.3.2017
Aufforderung zur Antwort (Rekursdienst des Reg.rates)

3.4.2017
Verlängerung der Frist für die Antwort.

26.4.2017
Replik von Cattaneo/Doninelli (13 Seiten).

2.6.2017
Duplik (Rekursdienst des Regierungsrates) > 
   > 12.5.2017 Duplik der Stadt Mendrisio.

Eine der fünf Seiten jenes Dokumentes, das die 34
neuen Öffnungen des «Castel Cedro» aufzeigt! 
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Detail der zweiten Seite der Beilage, mit 
Kamin auf dem tiefst gelegenen Dach!



10

Der Entscheid des 
Regierungsrates

10.4.2018
Entscheid des Regierungsrates mit 13 Seiten, «(…) Nella presente fattispecie, come 
a giusto titolo osservato dal ricorrente, le finestre delle facciate nord non corrispon-
dono ai criteri sanciti dall’art. 8 cpv. 4 delle Norme di attuazione del PR particolareg-
giato (…) Inoltre la scelta del concetto di feritoia, si pone in contrasto con il disegno 
di tipo tradizionale che caratteriza i nuclei ticinesi, tra cui quello di Meride. (…)
Il preposto Ufficio non contesta quindi l’affermazione dell’opponente, il quale la-
menta l’estraneità delle feritoie rispetto al contesto di nucleo, ma si limita ad osser-
vare come – poiché tali aperture risultano limitate allo zoccolo dell’edificio – possa-
no tutto sommato essere tollerate. 
(.…) in relazione alle aperture, per un concetto di ristrutturazione ulteriormente 
conservativo. (…) In concreto, per quanto concerne l’edificio principale, si rileva 
anzitutto che – conformemente a quanto esposto al considerando che precede 
– il progetto in esame trascende il concetto di riordino delle aperture esistenti. 
(…) In definitiva il disegno delle facciate, il ritmo e la dimensione delle aperture pre-
sentano tipologie totalmente estranee all’identità e alla cultura del tessuto locale, 
divergendo sensibilmente dal contesto paesaggistico peraltro particolarmente pre-
gevole tanto da giustivicare un doppio grado di tutela, istituito sia a livello locale, sia 
a livello federale.
Un’attenta valutazione del postulato intervento permette quindi di stabilire che, 
nonostante il riserbo di cui questo Consiglio deve dar prova in sede di esame del 
contenuto normativo attributo dall’Autorità decidente alle nozioni giuridiche inde-
terminate che è chiamata ad applicare, la valutazione operata dall’Esecutivo comu-
nale non appare sostenibile. Già per questo motivo, la licenza va dunque annullata 
(…) In concreto questo Consiglio non può omettere di rilevare come il parere es-
presso dall’UNP non risulti sufficientemente motvato. Lo stabile è infatti inserito in 
un paesaggio protetto e in un insediamento di rimarchevole qualità estetica. 
(…) In effetti il preposto Ufficio non si è chinato su aspetti degni di analisi quali l’es-
pressione architettonica del prospettato intervento di restauro, i materiali 
impiegati, nonché le caratteristiche del comparto e 
degli spazi circonstanti. Visto quanto precede, ne de-
riva che la valutazione estetica operata dall’UNP non 
può essere confermata. 
(…) In effetti, attraverso l’introduzione di scelte co-
struttive del tutto atipiche rispetto al tessuto caratteri-
stico del nucleo – in particolare modo per quanto con-
cerne le aperture, nonché l’equilibrio tra pieno e vuoto 
delle facciate – il progetto lede il quadro normativo 
applicabile che mira essenzialmente alla consevazione 
delle caratteristiche dei luoghi. 
In definitiva, questo Consiglio non può di conseguen-
za confermare il preavviso favorevole rilasciato dall’Uf-
ficio della natura e del paesaggio. (…)
Il Municipio non poteva dunque limitrsi ad avallare le 
generiche condizioni imposte dai competenti Uffici 
cantonali, Anche da questo profilo, la decisione avver-
sata non può essere tutelata. (…) il ricorso è accolto. Di 
conseguenza (…) la licenza edilizia è annuallata.

16.5.2018
Rekurs von Avv. Cattaneo an das  Verwaltungsgericht in Lugano (24 Seiten mit 42 
weiteren Beilageseiten).

13.7.2018
Antwortschreiben von Avv. Gabaglio an das Verwaltungsgericht Lugano (17 Seiten).
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Januar 2019Aushang am Gattertor

Für jene Pöstler, die meine Klingel bei der offiziell be-
festigten Hausnummer im Hof nicht gefunden haben, 
montiere ich eine neue Hausglocke am Gattertor.
Gleichzeitig lasse ich das altehrwürdige, etwas ange-
rostete Türschloss in Stand setzen und lasse drei Kopi-
en jenes Schlüssels anfertigen, den ich vor einiger Zeit 
zusammen mit anderem Alteisen im Hause gefunden 
hatte – für jene Nachbarn, die ein Durchgansrecht 
haben, aber vielleicht den alten Schlüssel nicht mehr 
finden.
Alles wird viel schöner als die Lösung meines Vor-
gängers Renato Faccinetto, jene hässliche Kette mit 
Vorhängeschloss, die ich bald mal entsorgt hatte!

Fotografie von Robert Huber, Architekt von Riva San 
Vitale (Winter 2010/2011): Klar sichtbar die Kette mit 
dem roten Plastikschutz und das Vorhängeschloss.

Fotografie bei der Öllieferung, 29.12.2010.



11.4.2019
Drohbrief per ‚A+‘ von Avv. Cattaneo mit Fotos vom Gattertor, dem Aushang sowie 
dem Veloschloss, welches als Provisorium der Schliessung diente, während das alte 
Kastenschloss zur Revision beim Schlosser weilte, «das entweder sofort entfernt wer-
den oder seinem Klienten ein Schlüssel ausgehändigt 
werden muss (…)». Am selben Tag antworte ich per 
E-Mail, dass die beigelegten Fotos nur einen veralteten 
Zustand zeigen, dass das Gattertor nun bloss mit einem 
Seil gesichert sei, während das Schloss in Revision sei.

12.4.2019
Brief von Cattaneo mit einer Foto der Lösung mit Seil.

4.6.2019
Gegen Abend überführt ein Arbeiter einen Dumper in 
den Hof von Doninelli. 

5.6.2019
Im Verlaufe des Morgens fährt derselbe Arbeiter den Dumper wieder weg, der offen-
sichtlich eine Nacht lang einfach da stand. Beim Wegfahren benutzte er seine Hupe 
– wohl um sich Gehör zu verschaffen?

8.6.2019
Tag der offenen Tür mit Ausstellung und Konzert, mehr als 120 Personen geniessen 
die gemütliche Atmospäre, die gegen 14 Uhr plötzlich von ohrenbetäubendem 
Lärm zerrissen wird. Eine Benzinmotorsense direkt hinter dem Zaun des Nachbarn: 
kein Gärtner oder Arbeiter, nein, es handelt sich um den vormaligen Gemeindese-

Welch üble Überraschung!!

kretär von Meride… vorher nie im Garten von Doni-
nelli gesehen – eine pure Provokation!

18.6.2019 7:10
Frühes Rumoren im Nachbarhaus, diverse Rollläden 
werden bewegt - Kontrollgang durch Haus und Hof?

26.6.2019
Um das bisschen Unkraut zu schneiden, das im 
Nachbarhof spriesst, fahren Arbeiter von Doninelli 
mit Dumper (Muldenkipper) und Benzinmotorsense 
in den Hof. Dabei verstellen sie die «Objets trouvés» 
meiner Ausstellung - ganz offensichtlich ohne jegliche 
Notwendigkeit!

28.10.2019
Brief von Avv. Gabaglio an Avv. Cattaneo (2 Seiten), am selben Tag geht auch die „
«memoria difensiva» von Gabaglio an das Bezirksgericht Mendrisio-Nord (5 Seiten).

18.11.2019
Brief von Avv. Cattaneo an Gabaglio und am selben Tag sein 82 Seiten umfassendes 
Schreiben «Istanza supercautelare inautia altera pars e cautelare» ans Bezirksge-
richt Mendrisio-Nord.

19.11.2019
Superprovisorische Verfügung des Bezirksrichters Andrea Alberti gegen mich.

11.12.2019
Replik von Avv. Gabaglio (10 Seiten, 7 Zeugenaussagen) und «Audienzprotokoll» 
vor dem Bezirksrichter A. Alberti: Ein Schlüssel ist der Gegenpartei übergeben wor-
den, sie kann auch Kopien davon herstellen; nach jedem Durchgang muss sie aber 
wieder abschliessen; D. erhält die Möglichkeit für einen Klingelknopf (oder mehrere) 
sowie einen Briefkasten. Beide Parteien erklären sich bereit, den Zugang für eine 
allfällige Baustelle sowie auch die Eintragung eines Durchgangsrechtes mit allen 
beteiligten Parzellen zu erörtern. 12



Das kantonale Verwaltungsgericht

 
bestehend den Richtern: Giovan Maria Tattarletti, Vizeprä-
sident, Matea Pessina, Sarah Socchi

Vizekanzlerin: Barbara Maspoli 

entscheidet über den Rekurs vom 26. Mai 2018 von

Giuseppe Doninelli, 6866 Meride,
Prozessbevollmächtigter: RA Pascal Cattaneo 

gegen

die Entscheidung des Staatsrats vom 10. April 2018 (Nr. 
1637), mit der der Beschwerde von Lothar Drack stattgege-
ben und der Beschluss vom 28. Dezember 2016 aufgeho-
ben wurde, mit dem die Gemeinde Mendrisio dem Antrag-
steller eine Baugenehmigung zur Renovierung eines Wohn-
hauses erteilt hat (Teil. 47 RFP, Abschnitt Meride) gehalten,

in der Tat

A. 
Giuseppe Doninelli ist Eigentümer eines Wohnhauses aus 
dem 18. Jahrhundert (Parzelle 47 sub A RFP), das sich am 
nördlichen Rand des historischen Dorfkerns von Meride 
befindet, das einem detaillierten Plan (PRP) unterliegt – 
sowie vom Bundesinventar der schützenswerten Orts-
bilder der Schweiz (ISOS) als von nationaler Bedeutung 

30.10.2020
Il tribunale cantonale amministrativo ha invitato tutte le parti coinvolte a un sopral-
luogo, allo stesso tempo ha chiesto informazioni finali ed il

17.10.2020
decide come segue:

erklärt wurde und zum Gebiet Monte San Giorgio gehört 
(aufgeführt im Bundesinventar der Landschaften, Ortsbil-
der und Naturdenkmäler von nationaler Bedeutung; IFP). 
Das Gebäude ist als Hofhaus ein geschütztes Kulturgut 
von lokalem Interesse. Es handelt sich um ein dreigeschos-
siges Gebäude mit einem charakteristischen Portico und 
darüberliegenden Loggien zum Innenhof hin (Südfassa-
de). Auf der gegenüberliegenden Seite befindet sich ein 
Rustico mit einem Vordach (sub C und D), der früher für 
die Landwirtschaft genutzt wurde. Das Gebäude grenzt 
an das Gebäude auf der Parzelle 37 (Teil B) von Lothar 
Drack, mit dem es laut PRP die Gebäudeeinheit Nr. 21 
bildet (typologische Einheit des Hofhauses).

13
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AUSZUG AUS DEN KATEGORIEN DES INTERVENTIONS-
PLANS 
(...)

AUSZUG AUS DEM GEBÄUDEEINHEITENPLAN 
(...)

B. 
a. Am 1. April 2016 beantragte Giuseppe Doninelli beim 
Municipio von Mendrisio die Bewilligung zur Renovierung 
seiner Liegenschaft. Der Antrag sah insbesondere die Neu-
anordnung und Bildung neuer Öffnungen, den Anstrich 
der Fassaden, Eingriffe an der Dachkonstruktion und im 
Inneren des Hauptgebäudes vor (Art. 47 sub A). Es sah 
auch Arbeiten (neue Öffnungen, Anordnung des Daches 
usw.) am Nebengebäude (sub. C) vor, das als Studio und 
für technische Zwecke genutzt werden sollte.
b. Während des Veröffentlichungszeitraums erhob der 
Nachbar Lothar Drack Einspruch gegen die Erteilung der 
Genehmigung, wobei er insbesondere die Nichtkonformi-
tät des Projekts mit den Durchführungsbestimmungen 
des detaillierten Plans des historischen Zentrums von 
Meride (NAPRP) und aus ästhetischer Sicht (er hält 34 
neue Öffnungen, Arbeiten an den Fassaden usw. für 
unzulässig) beanstandete und auch den Schornstein der 
Heizungsanlage in Frage stellte.
C. 
a. Aufgrund von Einwänden und Gesprächen mit dem 
Amt für Natur und Landschaft (UNP) und dem Amt für 
Denkmalpflege (UBC) reichte der Bewilligungsinhaber 
am 4. August 2016 eine Entwurfsvariante für dieselbe 
Renovierung ein, einschliesslich der Änderung einiger 
Öffnungen (darunter einige Schlitzfenster) des Hauptge-
bäudes zum Nebengebäude und der Überarbeitung der 
Verputzmaterialien für die Fassaden des Wohnhauses.
b. Innerhalb der Veröffentlichungsfrist wurde der Antrag 
erneut vom Nachbarn Lothar Drack in Frage gestellt, der 
seine Einwände wiederholte.
c. Nach Kenntnisnahme der befürwortenden Stellung-
nahme (Nr. 97052) der Allgemeinen Dienste des Territo-
rialdepartements – ergänzt durch die positiven Stellung-
nahmen von UNP und UBC – erteilte das Municipio am 
28. Dezember 2016 die Baubewilligung gemäss den Plä-
nen der Variante und wies den oben genannten Wider-
spruch zurück.
D.
Mit Urteil vom 10. April 2018 hat der Regierungsrat der 
Berufung von Lothar Drack gegen den vorgenannten 
Entscheid stattgegeben und diesen aufgehoben. Zu-
nächst wies er darauf hin, dass bestimmte neue Fenster 
im Wohnhaus (Fassaden N und E) und im Nebengebäude 
(Fassade N) nicht dem Grundsatz des Vorrangs der Fülle 
vor der Leere (Art. 8, Abs. 4, Buchstabe B, NAPRP) entspre
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chen und dass die Schlitzfenster nicht mit der traditionel-
len Gestaltung der Architektur der Dorfkerne übereinstim-
men. Unter Bezugnahme auf die Karte mit den Detailan-
gaben zu Teil 47, hat er auch die grosse Anzahl von neuen 
Öffnungen im Haus kritisiert. Das Nebengebäude, im Ge-
gensatz zu dem, was in dieser Karte angegeben ist, fügte 
er hinzu, würde keine ähnliche Architektursprache wie 
die des Hauptgebäudes präsentieren. Unter Hinweis da-
rauf, dass die Eingriffe im Dorfkern so weit wie möglich 
die äussere Form des Gebäudes bewahren müssen, hat 
die kantonale Exekutive daher bekräftigt: dass das Pro-
jekt die typologischen und morphologischen Merkmale 
des Dorfkerns nicht respektieren würden, dass es nicht 
möglich wäre, es mit einer einfachen Neuanordnung der 
bestehenden Öffnungen zu assimilieren (unter Beachtung 
der Regeln des Vorherrschens der Fülle der Umfassungs-
wände auf den Leerräumen der Öffnungen und der verti-
kalen Dimension auf der horizontalen) und dass die Ge-
staltung der Fassaden, der Rhythmus und die Grösse der
Öffnungen der Identität und der Kultur des lokalen Gefü-
ges völlig fremd wären. Er hielt daher die gegenteilige
Einschätzung des Municipios für unhaltbar. Aus im Wesent-
lichen denselben Gründen – nachdem sie der UNP vor-
geworfen hatte, keine hinreichend begründete Stellung-
nahme abgegeben zu haben – vertrat er die Auffassung, 
dass sich das Vorhaben nicht ordnungsgemäss in die Land-
schaft im Sinne von Art. 104 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Raumentwicklung vom 21. Juni 2011 (LST; RL 701.100) 
einfügt, und verwies in diesem Zusammenhang auch auf 
den Schutz des Gebäudes als geschütztes Kulturgut, auf 
das ISOS und auf den IFP. In Bezug auf den Anstrich des 
Gebäudes hielt er die von der UNP und der UBC gestell-
ten Bedingungen für zu allgemein gehalten.    (…)
E.
Gegen diese Entscheidung hat Giuseppe Doninelli beim kan-
tonalen Verwaltungsgericht Berufung eingelegt und be-
antragt, diese aufzuheben sowie die Baubewilligung neu zu
erteilen. Der Berufungskläger kritisiert zunächst die Berech-
tigung seines Nachbarn Lothar Drack zum Widerspruch. 
Nachdem er der Regierung in mehreren Punkten eine feh-
lerhafte Beurteilung der relevanten Fakten vorgeworfen hat, 
widerspricht er zunächst ausführlich, dass das Projekt nicht 
mit dem NAPRP übereinstimme. Zunächst wird, auch unter 
Berufung auf Berechnungen, bestritten, dass das Verhältnis 
von Fülle zu Leere bei Öffnungen nicht überall vollständig 
eingehalten werde. Dies würde auch für die bogenförmigen 
Öffnungen gelten, die typologisch andere vorbestehende
Strukturen aufgreifen würden. Andererseits seien die Schlitz-
fenster, die sich auf den dem Gebäude vorgelagerten «So-
ckel» beschränken, weder ein Fremdkörper in der Architek-
tur des Dorfkerns, noch würden sie durch die Bestimmun-
gen des PRP verboten. Der Eingriff würde auch in die Gren-
zen einer durch Art. 8 NAPRP erlaubten Neuordnung der 
Öffnungen fallen und zu einer harmonischen Gestaltung 
der Fassaden beitragen. Das Projekt würde dann den typo-
logischen Charakter in Stein des Nebengebäudes erhalten. 
In diesem Sinne sei auch ein Gegensatz zu den Empfehlun-
gen des  PRP zu verneinen. Auch würde das Projekt – das 
die Substanz des Hauptgebäudes und seine Struktur als 
Hofhaus bewahrt – nicht mit ISOS, IFP und dem Schutz 
von Kulturgütern von lokalem Interesse in Konflikt stehen. 
Schliesslich bestreitet er, dass die Departementsämter ihre 
Anweisungen nicht ausreichend begründet hätten und 
weist auch die Überlegungen der kantonalen Exekutivbe-
hörde bezüglich des Anstrichs der Fassaden zurück.
F.
Der Regierungsrat lehnt die Annahme der Beschwerde ab,
ohne besondere Bemerkungen zu machen.
Das Amt für Baubewilligungen erinnert an seine bisherigen
Positionen, vertraut jedoch dem Urteil des Gerichts. Das
Municipio beantragt, der Berufung stattzugeben, während
Lothar Drack um Ablehnung bittet, wobei er die Argumen-
te des Klägers bestreitet und auch die (von der Regie-
rung übergangene) Beschwerde bezüglich der Höhe des 
Heizungsschornsteins erneut vorbringt. (…)
G.
In ihren Antworten und Dupliken bekräftigten die Partei-
en im Wesentlichen ihre jeweiligen Schlussfolgerungen 
und Ansprüche und entwickelten ihre Argumente weiter.
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H.
Auf die von einer Delegation des Gerichts durchgeführte 
Besichtigung und die in Bezug genommenen Unterlagen
(Planungsunterlagen, Inventar der Kulturgüter, Akte des 
ersten Bauantrags) sowie auf die abschliessenden Feststel-
lungen der Parteien wird im Folgenden, soweit erforder-
lich, Bezug genommen.

Rechtlich betrachtet
1.
1.1. Die Zuständigkeit des kantonalen Verwaltungsgerichts 
ist durch Art. 21 cpv. 1. des kantonalen Baugesetzes vom 13. 
März 1991 (LE; RL 705.100) gegeben. Die Aktivlegitimation 
des Beschwerdeführers steht fest, da er als Antragsteller per-
sönlich und unmittelbar von der angefochtenen Entschei-
dung, deren Gegner er ist, betroffen ist (Art. 21 Abs. 2 LE; 65
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 24.9.2013; 
LPAmm; RL 165.100). Die fristgerecht eingelegte Beschwerde 
(Art. 68 Abs. 1 LPAmm) ist daher ordnungsgemäss zulässig.

1.2. Die Beurteilung kann anhand der Unterlagen erfol-
gen, ergänzt durch die Begehung und die in der Schilde-
rung erwähnten, eingefordeten Dokumente. Nach vor-
läufiger Prüfung (vgl. BGE 141 I 60 Erw. 3.3. 135 I 229 Erw. 
5.3 und Verweise) erscheinen die übrigen vom Beschwer-
deführer allgemein geforderten Beweismittel (Gutachten, 
Zeugen, Bezugnahme auf Bauakten usw.) nicht geeignet, 
weitere urteilsrelevante Elemente zu liefern.

2. 
Zunächst ist die Rüge des Beschwerdeführers zurückzuwei-
sen, mit der er kritisiert, dass die Vorentscheidungen das 
Widerspruchs- und Beschwerderecht des Nachbarn Lothar 
Drack, des Beschwerdegegners, anerkannt haben. Nach 
Art. 8 Abs. 1 LE kann jeder, der ein berechtigtes Interesse 
nachweisen kann, der Erteilung einer Baugenehmigung wi-
dersprechen. Die Legitimation zur Einsprache in Bausachen
beurteilt sich nach der Rechtsprechung dieses Gerichts 
nach denselben Kriterien wie die Beschwerdelegitimation 
(neu: Art. 65 Abs. 1 LPAmm), wobei die bundesgerichtliche
Praxis zur Beschwerdelegitimation von Nachbarn zu berück-
sichtigen ist (Art. 89 Abs. 1 des Bundesgerichtsgesetzes 
vom 17. Juni 2005; LTF RS 173.110; vgl. zum Thema: RtiD 
II-2017 Nr. 12 consic. 2.1 und 2.2; STF 1C_22/2017 vom 29. 
August 2017 beacht. 3). Der Widersprechende muss von 
der angefochtenen Entscheidung besonders betroffen sein
und ein schutzwürdiges Interesse an deren Aufhebung 
oder Änderung haben (Art. 65. Abs. 1 lit. B und c LPAmm).
Entgegen dem Vorbringen des Klägers steht fest, dass der 
Nachbar Lothar Drack – Eigentümer des Nachbargebäu-
des auf dem Grundstück 37, das nach dem PRP mit dem 
Grundstück 47 eine bauliche Einheit bildet (Haustyp mit 
Hof, vgl. Plan der Gebäudeeinheiten und zugehöriges 
Blatt mit Projektrichtlinien) – ein persönliches, unmittel-
bares und konkretes Interesse daran hat, dass in der Nähe 
seines Grundstücks keine Bauarbeiten durchgeführt wer-
den, die die Bebauung und den baulichen Zustand des 
Gebiets, mit dem er untrennbar verbunden ist, spürbar 
und wahrnehmbar verändern könnten! Da zwischen dem 
Grundstück des Nachbarn Drack und dem Grundstück, 
das Gegenstand des angefochtenen Bauvorhabens ist, 
ein enger räumlicher Zusammenhang besteht, musste die 
Regierung davon ausgehen, dass er von der angefochte-
nen Baugenehmigung besonders betroffen ist und ein
Schutzinteresse an deren Aufhebung hat (vgl. STF 1C_22/
2017 a.a.O., Ziff. 3.4).

Detailplan des historischen Zentrums
3.
3.1. Das Gebiet des historischen Dorfkerns von Meride un-
terliegt einem detaillierten Plan (PRP), der sich aus zwei 
Plänen (Plan der Gebäudeeinheiten und Plan der Eingriffs-
kategorien) und aus Normen (NAPRP) – von verbindlichem 
Charakter – sowie aus dem Planungsbezug und den Kar-
teien mit Projektangaben – von indikativem Charakter – 
zusammensetzt (siehe Art. 3 NAPRP).
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a destra:
ISOS Meride, pagina 6

sottostante:
Aldo Rossi/ Eraldo Con-
solascio/ Max Bosshard, 
La costruzione del 
territorio nel Cantone, 
red. 2. Auflage, Lugano 
1989, S. 130

Gemäss Art. 2 des NAPRP ist der Zweck des detaillierten 
Plans, die Rahmenbedingungen für die landschaftliche, 
städtebauliche und architektonische Aufwertung des 
historischen Zentrums von Meride festzulegen (vgl. 1). Die 
Eingriffe müssen sich geordnet und harmonisch in den 
Kontext einfügen und die Erhaltung und Aufwertung des 
historischen Zentrums ermöglichen (vgl. 2). Der PRP zielt 
daher auf den Schutz und die Aufwertung des histori-
schen Zentrums und seiner Bestandteile ab, wobei die 
Modalitäten der Erhaltung und, wo möglich, der kont-
rollierten und harmonischen Entwicklung des baulichen 
Erbes und der vorhandenen Freiräume festgelegt werden 
(siehe auch PRP-Planungsbericht, Seite 9 und 20).
Der Detailplan ist das Ergebnis einer räumlich-landschaft-
lichen, historischen und architektonischen Analyse (die 
sowohl eine Lesart nach dem ISOS als auch eine räumlich-
landschaftliche und typologische Lesart berücksichtigte; 
vgl. oben zitierter Bericht, S. 6 ff). Diese Analyse hebt be-
sonders die städtebauliche Struktur des Gebietes hervor,
die vor allem durch das Vorhandensein von Hofbauten
geprägt ist (vgl. zitierter Bericht, S. 13 ff.), d.h. von Häu-
sern, die sich durch einen freien Mittelbereich auszeich-
nen und aus Wohn- und Wirtschaftsgebäuden zusammen-
gesetzt sind (rustici: vgl. zitierter Bericht, S. 16; Aldo Rossi/ 
Eraldo Consolascio/ Max Bosshard, La costruzione del terri-
torio nel Cantone Ticino, Lugano 1979, S. 464; vgl. auch 
zweite, reduzierte Auflage, Lugano 1989, S. 130).



3.2. Ausgehend von dieser städtebaulichen und typologi-
schen Analyse hat der Plan der Gebäudeeinheiten jede 
Gebäudeeinheit definiert und nummeriert, die einem 
Hofhaus (typologische Einheit) oder der Aggregation 
mehrerer Hofhäuser entspricht (wenn diese in Bezug auf 
Ausrichtungen und Kontinuität der Freiräume eng mit-
einander verbunden sind, siehe Art. 5 NAPRP). Art. 6 des 
NAPRP legt fest, dass bauliche Eingriffe innerhalb jeder 
Gebäudeeinheit nach einem einheitlichen architektoni-
schen Konzept erfolgen müssen.
Der Plan der Eingriffskategorien legt die zulässigen 
Eingriffe fest, insbesondere für Hauptgebäude, Neben-
gebäude und ergänzende Elemente (vgl. Art. 7 NAPRP). 
NAPRP im Detail regeln.

sottostante un estratto dell‘Unità edilizie 21  
Tipologie casa a corte - mapp. 37

18

sottostante un estratto dell‘Unità edilizie 21  
Tipologie casa a corte - mapp. 47
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3.3. Die diesbezüglichen Bestimmungen für die Hauptge-
bäude (Art. 8 NAPRP) besagen Folgendes:
1. Erlaubte Eingriffe
a) Bestehende Hauptgebäude sind im Kategorienplan braun 
markiert.
b) Alle Hauptgebäude, die im PRP-Perimeter des historischen 
Kerns enthalten sind, müssen konservativ restauriert werden. 
Die konservative Restaurierung muss auf die Erhaltung und 
Wiederherstellung der ursprünglichen architektonischen und 
ästhetischen Merkmale der Gebäude ausgerichtet sein.
c) Die konservative Wiederherstellung kann bei beeinträchtigten 
Gebäuden eine architektonische Sanierung oder Wiederherstellung 
umfassen, wenn sie für die Sanierung des Gebäudes geeignet ist.
d) Die Architektursprache muss sich auf die der traditionellen 
Architektur beziehen.

2. Volumen
a) Grössere Erweiterungen sind nur für Gebäude, die im Kategorie-
plan mit einem gelben Sternchen gekennzeichnet sind, und inner-
halb der in der Tabelle im Anhang zu diesem Artikel angegebenen 
Grenzen zulässig. Begrenzte Höhenerweiterungen (Überhöhungen) 
sind für die übrigen Gebäude nur dann zulässig, wenn sie für die 
konservative Sanierung des Gebäudes erforderlich sind. Solche 
Erhöhungen des ursprünglichen Gebäudes müssen in jedem Fall so 
klein wie möglich und nicht grösser als 0,50 m sein und dürfen nur 
einmal errichtet werden. (...)
d) Anbauten müssen ein architektonisches Erscheinungsbild 
aufweisen, das sich auf die traditionelle Architektur des ursprüng-
lichen Gebäudes bezieht. Die Verwendung einer anderen als der 
traditionellen Architektursprache ist untersagt.

Darüber hinaus gelten für die Öffnungen und Fassaden 
solcher Gebäude die folgenden Bestimmungen, die auch 
in Artikel 8 NAPRP in den Absätzen 4 und 6 enthalten sind:
4. Öffnungen
a) Bestehende offene Galerien sind zu erhalten und in ihrer ursprüng-
lichen Beschaffenheit wiederherzustellen. In Ausnahmefällen, um 
die innere Bewohnbarkeit der Räume zu ermöglichen, ist es mög-
lich, die offenen Galerien mit Glas zu schliessen. (...)
b) Fenster müssen ein traditionelles vertikales Modul haben. Öff-
nungen im Dachboden müssen normalerweise eine quadratische 
oder rechteckige Form mit horizontalem Verlauf haben.
Die Bildung neuer Fenster und die Wiederöffnung ursprünglich vor-
handener Fenster sind unter der Bedingung erlaubt, dass sie zur har-
monischen Gestaltung der Fassade beitragen und dass das Bild 
eines deutlichen Überwiegens der Fülle über die Leere gewährleistet 
ist.
c) Die Fenster und Türen können aus natürlichem oder lackiertem 
Holz, Eisen oder thermolackiertem Aluminium bestehen; (...)

6. Fassaden und Putze
a) Die vorhandenen Steinfassaden und Steinmauern müssen er-
halten bleiben. Vorschläge zum Verputzen können ausnahmsweise 
zugelassen werden, wenn sich das Mauerwerk in einem schlechten 
statischen und ästhetischen Zustand befindet.
b) Die folgenden Verputzarten sind zulässig:
- mineralischer Zivilputz mit Sand, hydraulischem Kalk und einem 
Mindestanteil an Zement; Mineral- oder Kalkwasserfarbe; auch mit 
Isoliervoranstrich zulässig
- Zivilputz mit gelöschtem Kalk, gemischt mit regionalen Zuschlag-
stoffen; mineralische Anstriche oder Kalkwasseranstriche
- Steinputz: Zusammensetzung wie bei rustikalem Putz. Plastikver-
putz und bereits eingefärbte Verputze sind ausgeschlossen.
c) Die Bemalung muss in traditionellen Techniken erfolgen. Die Form 
und Farbe des Anstrichs muss sich auf die traditionelle Architektur 
beziehen und ist durch eine vom Rathaus vor der Ausführung zu 
genehmigende Probe festzustellen. Dispersionsfarbe und weisse 
Farbe sind ausgeschlossen.
d) Der Einbau von äusseren Dämmschichten ist ausgeschlossen.

Art. 8 des NAPRP legt eine Reihe weiterer Anforderungen 
(Absätze 3, 5 und 7) für Dächer, Abschlusssysteme und 
spezielle Elemente (Schornsteine, Regenrinnen, Brüstun-
gen usw.) fest.

3.4. Aus den obigen Regelungen wird deutlich, dass die 
Eingriffsmethode im historischen Kern die der konservie-
renden Restaurierung und Sanierung ist (vgl. Art. 8 cpv 1
NAPRP). Erweiterungen des Gebäudevolumens sind grund-
sätzlich nicht zulässig (es sei denn, sie sind begrenzt und 
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durch die Erfordernisse des Sanierungsprojekts bedingt; 
vgl. Art. 8, Abs. 2,NAPRP). Bei Eingriffen in die verschiede-
nen Gebäudeteile sind die Ziele der Restaurierungsarbei-
ten (d.h. die Erhaltung oder Wiederherstellung der ursprüng-
lichen architektonischen und ästhetischen Merkmale des 
Gebäudes, vgl. Art. 8 Abs. 1 Buchstabe b NAPRP) und die 
Sprache der traditionellen Architektur zu berücksichtigen 
(da andere Sprachen grundsätzlich nicht zulässig sind; vgl.
Art. 8 Abs. 1 Buchstabe d NAPRP und den zitierten Planungs-
bericht, S. 26). Bei Öffnungen ist u.a. die typische klare Bevor-
zugung der Ebene der Umfassungswände gegenüber dem
Hohlraum und dem traditionellen Vertikalmodul zu beach-
ten (mit Ausnahme von Fenstern im Dachgeschoss, siehe 
Art. 8 Abs. 4 Buchstabe b NAPRP). Nützliche Elemente für 
die Beurteilung der Zulässigkeit einzelner Interventionen 
finden sich auch in den Projektleitfäden, die – wenn auch 
nur ungefähr – in jedem Fall ergänzende Dokumente sind,
die Informationen enthalten, die ein optimales Verständ-
nis und die Umsetzung der Ziele des PRP ermöglichen 
(vgl. zitierter Bericht, S. 2). Vielmehr enthalten sie kogni-
tive Informationen über die Situation, die die gewünschte 
Art der Anwendung für das einzelne Grundstück angeben 
(siehe zitierter Bericht, S. 40). So sehr, dass Art. 14 NAPRP 
zusätzlich zu der Forderung, dass dem Bauantrag eine Ver-
messung des betreffenden Gebäudes und der angrenzen-
den Gebäude im Massstab 1:50 sowie Fotos des bestehen-
den Gebäudes und einer Umgebung beizufügen sind 
(vgl. 1), verlangt, dass der technische Bericht den Bezug 
zu den in den Projektrichtlinienblättern angegebenen
Projektrichtlinien angemessen darstellt und dass für den
Fall, dass der Bauantrag von den in den Blättern angebe-
nen Projektrichtlinien abweicht, derselbe Bericht begrün-
den und nachweisen muss, dass diese Wahl zu einem ge-
ordneteren und harmonischeren Einfügen in die Land-
schaft führt (vgl. 2).
3.5. Soweit sie verschiedene Rechtsbegriffe unbestimm-
ter Natur enthalten, geben die vorgenannten Regeln 
des autonomen Gemeinderechts (Art. 8 ff. NAPRP) der 
Gemeinde einen gewissen Spielraum bei der Bestimmung 
ihres Regelungsgehalts, den die Rechtsmittel beachten 
müssen (vgl. RtiD I-2013 Nr. 44 Rdnr. 2.3 und Verweise). 
Insbesondere ist zu beachten, dass der Gemeinde bei 
der Auslegung ihrer eigenen Ausführungsvorschriften 
und der Beurteilung der örtlichen Verhältnisse im Rah-
men eines Baugenehmigungsantrages ein besonderer 
Beurteilungsspielraum zukommt, den die Rekursinstanz 
mit Recht prüft. Dies gilt auch dann, wenn sich seine 
Prüfungsbefugnis – wie im Falle der Regierung (Art. 69 
Abs. 1 LPAmm) – auf eine Angemessenheitsprüfung er-
streckt. Beruht die Entscheidung der Gemeinde auf einer 
angemessenen Würdigung der massgeblichen Umstän-
de, muss die Rekursbehörde sie daher respektieren. Der 
Ermessensspielraum der Gemeinde bei der Überprüfung 
von Entscheidungen bedeutet jedoch nicht, dass sich 
die Rekursbehörde auf die Prüfung der Willkürlichkeit 
beschränken muss. Vielmehr kann sie eingreifen und 
gegebenenfalls ihre eigene Beurteilung an die Stelle der-
jenigen der Gemeindebehörde setzen, wenn diese ihren 
Ermessensspielraum überschreitet, insbesondere indem 
sie sich auf Erwägungen stützt, die nicht Teil der einschlä-
gigen Gesetzgebung sind, oder indem sie die Grundsätze 
der Rechtsgleichheit oder der Verhältnismässigkeit oder 
des höheren Rechts missachtet (vgl. BGE 145 I 52 ff. 3.6 
und Querverweise; STF 1C_128/2019 und 1C_134/2019 
vom August 2020 beratend. 5 und Referenzen).
4.
Im vorliegenden Fall ist zunächst festzustellen, dass der 
Bauantrag und die Projekte die formalen Anforderungen 
des Art. 14 NAPRP nicht vollständig erfüllt: Der Bauantrag 
enthält nämlich keine Pläne des betreffenden Gebäudes 
und der angrenzenden Gebäude im Massstab 1:50 (vgl. 
Punkt 1). Ausserdem stimmt der aktualisierte technische 
Bericht vom 4. August 2016 nicht punktuell mit den Projekt-
richtlinien überein, die auf dem Blatt zu Teil 47 (Gebäude-
einheit 21) angegeben sind, wie in cpv. 2 des Art. 14 NAPRP 
gefordert. Bei genauerem Hinsehen wird nicht einmal 
ein Wort über das benachbarte Bauteil 37 verloren, ob-
wohl es zur gleichen Gebäudeeinheit gehört und Art. 6 



NAPRP besagt, dass bauliche Eingriffe nach einem ein-
heitlichen architektonischen Konzept erfolgen müssen.  
Es ist jedoch nicht notwendig, sich mit diesen Aspekten 
zu befassen, da die im Rahmen des Sanierungsprojekts 
vorgesehenen Eingriffe – wie weiter unten zu sehen sein 
wird – ohnehin nicht genehmigt werden können.
5. Öffnungen
5.1. Das Projekt sieht eine wichtige Umgestaltung meh-
rerer Öffnungen vor, die laut technischem Bericht einer 
Anpassung der alten, bestehenden Öffnungen bzw. einer 
allgemeinen Umgestaltung gleichkommt, die eine bes-
sere Gesamtlesbarkeit der Fassaden des Haupthauses er-
möglichen würde. Aus den Plänen geht hervor, dass vor 
allem die Öffnungen an der Ostfassade und etwa zehn 
an der Nordfassade betroffen sind, sowie alle Öffnungen 
der Südfassade zum Hof hin (die abgerissen und an eine 
neue Stelle verlegt werden). Auch im Nebengebäude, auf
das wir später zurückkommen werden, werden neue Öff-
nungen vorgenommen (siehe Erwägungsgrund 7). Die Re-
gierung ist, abweichend von den Bewertungen der Gemein-
de, im Wesentlichen zu dem Schluss gekommen, dass das 
Projekt über die einfache Umgestaltung der bestehenden 
Öffnungen hinausgeht, die in Art. 8 Absatz 4 Buchstabe
b NAPRP genannten Regeln (Vorherrschen der Fülle gegen-
über der Leere und Vertikalität des Moduls) und die typo-
logischen und morphologischen Merkmale des Dorfkerns 
nicht respektiert, wie in der Darstellung angegeben.
5.2. Was nun die Öffnungen an der äusseren Ostfassade 
betrifft, so ist zu bedenken, dass die Bildung neuer Fens-
ter unter der Bedingung zulässig ist, dass sie zur harmo-
nischen Gestaltung der Fassade beitragen und dass das 
Bild eines deutlichen Überwiegens der Fülle gegenüber 
der Leere gewährleistet ist (Art. 8 cpv. 4 NAPRP) und dass 
auch die Projektrichtlinien zu Teil. 47 eine Neuanordnung 
der vorhandenen Öffnungen an dieser Fassade vorsieht, 
scheint es zunächst nicht unhaltbar, zuzugeben, dass 
die drei Öffnungen im Dachgeschoss – offenbar unecht 
(siehe Bericht des Ortstermins, Foto 6b) – beseitigt wer-
den können, um vier weitere, etwas grössere zu erhalten, 
die aber insgesamt die Ausrichtung der auf den unteren 
Ebenen vorhandenen Öffnungen respektieren (siehe Plan 
der Ostfassade). Auch der Planungsbericht, der sich mit 
dem Konzept der Umgestaltung vergleicht, weist darauf 
hin, dass diese sowohl die Beseitigung von Öffnungen, 
die später gebaut wurden (und die die allgemeine Har-
monie beeinträchtigen), als auch die Hinzufügung neuer 
Öffnungen (falls erforderlich, um die ursprünglichen Aus-
richtungen zu vervollständigen, siehe Seite 41) umfassen
kann. Fragwürdiger – auch an dieser Fassade – ist allen-
falls die grosse Rundbogenfenstertür (2,10 x 2,48 m), 
die nicht nur eine «geringfügige Vergrösserung» ist (vgl. 
Antwort des Municipio, S. 4), sondern ein echter Ersatz 
für das ursprünglich vorhandene rechteckige, von einem 
Steinrahmen eingefasste Fenster, das sich vom Grottino 
aus zum Garten hin öffnet (vgl. zitiertes Protokoll, Foto 
Nr. 6a-e; vgl. auch zur Bedeutung der Erhaltung solcher 
Rahmen, Art. 5 Buchst. b NAPRP).
Effektiv losgelöst von der Sprache der traditionellen Ar-
chitektur des Kerns, wie von der Regierung abgeleitet, sind 
stattdessen die drei Schlitzöffnungen, die im Anhang der 
Ostfassade (siehe Ostfront) vorgesehen sind, die keine 
einfache Stützmauer ist (wie vom Antragsteller angege-
ben), sondern in jeder Hinsicht ein integraler Bestandteil 
des Hauptgebäudes (in dem sich derzeit ein Fasskeller 
befindet, aus dem sich ein kleines Fenster öffnet, siehe 
Bericht der Inspektion, Foto 16b). Obwohl von fünf auf 
drei reduziert (vgl. Ostansicht vom 1. April 2016), entspre-
chen die Schlitzfenster immer noch nicht der Sprache der 
traditionellen Architektur des Dorfkerns von Meride (vgl. 
Art. 8 Abs. 1 Buchst. d NAPRP), die, wenn überhaupt, an 
die Öffnungen anderer Gebäude mit landwirtschaftlicher 
Bestimmung erinnern, wie z.B. die rustikalen Bauten des 
Sopraceneri (z.B. die Scheunen, wo sie zur Belüftung 
verwendet wurden, vgl. Max Gschwend/Sandro Bianconi, 
La casa rurale nel Canton Ticino, Bd. I, Basel 1976, S. 96 
ff). Die Tatsache, dass die UNP, wie von der Regierung 
hervorgehoben, sie anscheinend «toleriert» hat (anstatt 
sie als konform mit der traditionellen Architektursprache 
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zu betrachten; vgl. 4.3.). Auch die von der Klägerin und 
der Gemeinde genannten Beispiele für die Renovierung 
der Gebäude auf den Flurstücken 89 und 13 (Fotos Dok. 6 
und 4) führen zu keinem anderen Ergebnis, ohne dass auf 
die einschlägigen Bauakten verwiesen werden müsste. 
Dies gilt umso mehr, als es sich auf der Grundlage der vom 
Einwender angegebenen Daten (2000-2012) um Eingriffe 
vor Inkrafttreten des am 24. Juni 2015 genehmigten PRP 
handelt (siehe Erwiderung, S. 8; siehe auch Baublatt Nr. 8 
mit Fotos). Anders als man zu glauben scheint, entspricht 
die Fassade mit den langen Schlitzen an Teil 13 (Dok. 6) 
nicht der traditionellen Architektur, sondern unterschei-
det sich deutlich vom ursprünglichen Westflügel dieses 
Hofhauses (der gar keinen hatte; vgl. Giovanni Buzzi, Atlan-
te dell‘edilizia rurale in Ticino, Mendrisiotto, Locarno 1994,
S. 175 ff, der genau den ursprünglichen Bau abbildet).

5.3. In Bezug auf die Nordfassade ist zunächst festzustel-
len, dass man nicht erkennen kann, wie die drei Öffnun-
gen mit einem trizentrischen Bogen (mit einer Verglasung 
von 2,00 x 2,08 m und geschlossenem Bogenaufbau) die 
Anforderung von Art. 8 cpv. 4 Bst. b NAPRP für ein tra-
ditionelles vertikales Modul erfüllen können. Niemand 
erklärt das. Darüber hinaus ist, wie die Regierung betont, 
klar, dass sie kein eindeutiges Überwiegen von Fülle ge-
genüber Leerraum gewährleisten (Art. 8 Abs. 4 NAPRP). 
Auf einer Fassadenlänge von ca. 9,80 m sind mindestens 
6 m durch Lücken in den Öffnungen unterbrochen. Auch 
bei einer Gesamtbetrachtung der Fassade ist jenseits der 
von der Klagepartei vorgelegten mathematischen Berech-
nung (Dok. 7) ein deutliches Überwiegen des massiven 
Elements nicht zu erkennen (auch unter Berücksichti-
gung der drei Einschnitte, die durch die im Dachgeschoss 
vorgesehenen, niedrigen und breiten Fenster gebildet 
werden). Zumal auch mit dem Mauerwerksaufbau die 
Wahrnehmung von Offenheit erhalten bleibt (vgl. Nor-
dansicht). Schliesslich ist die Aussage der Stadtverwaltung 
(die von der Regierung aufgegriffen wird), dass diese 

Sottostante un estratto della documentazione visualisando le 34 nuove aperture!



Öffnungen an die typische Architektur des Dorfkerns von 
Meride erinnern (vgl. Antwort an die Regierung, S. 3), mehr 
als nur ein wenig verwirrend. Obwohl man akzeptieren 
kann, dass diese «kahle» Fassade ohne bemerkenswerte 
Elemente neue Fenster aufnehmen könnte (vgl. auch den 
oben erwähnten Planungsauftrag, der eine Umgestaltung 
vorsieht), ist die Entscheidung, sie mit einer Reihe von drei 
bogenförmigen Öffnungen neu zu gestalten, zumindest un-
typisch. Die aneinander gereihten Bögen kennzeichnen in
der Tat die Kolonnaden der den Innenhöfen zugewand-
ten Loggien, auf die die Hofhäuser ausgerichtet sind; 
nicht die Öffnungen der vorgelagerten Fassaden, die den 
nördlichen Rand des Kerns begrenzen (die kleinere und 
bescheidenere Fenster haben, mit einem vertikalen Mo-
dul; vgl. zitiertes Protokoll, Fotos 8a-f ). Eine solche Triade 
findet sich auch nicht in den strassenseitigen Fassaden, 
wo die einzigen (Bogen-)Elemente von typologischer Be-
deutung und mit singulären formalen Qualitäten allen-
falls die Tore zu den Höfen sind (vgl. Rossi/ Consolascio/ 
Bosshard, a.a.O., S. 464; siehe auch Max Gschwend/ Or-
lando Pampuri/Arnaldo Rivola, La casa rurale nel Canton 
Ticino, Bd. 2, Basel 1982, S. 273; siehe auch die Datei mit 
den Projektrichtlinien). Abgesehen von dieser letzten 
Überlegung steht aus den oben genannten Gründen 
jedenfalls fest, dass die fraglichen Öffnungen nicht mit 
Art. 8 Abs. 4 Buchst. b NAPRP vereinbar sind.
Eine andere Schlussfolgerung lässt sich hingegen für die 
fünf Fenster (0,62 x 1,00 m) an der Nordseite der Küche 
ziehen, die heute eine große Öffnung [2,80 x 1,50 m] auf-
weist, die aus jüngerer Zeit stammt und in deutlichem 
Kontrast zur traditionellen Architektur steht. Auch wenn 
die Fassade dieses Gebäudes mit einem Fenster weniger
sicherlich respektvoller gegenüber der Regel des Vorrangs
der Fülle vor der Leere erscheinen könnte, wenn man be-
denkt, dass auf einer Fassadenlänge von ca. 8,20 m mehr
als 5 m aus abwechselndem Mauerwerk besteht, erscheint
das Urteil der Gemeindeverwaltung, sie als konform mit 
dem NAPRP zu betrachten, nicht unhaltbar.

5.4. Schliesslich entspricht die gesamte Neugestaltung 
(in Bezug auf Anzahl, Position und Wechsel) der inneren 
Südfassade zum Hof hin nicht dem detaillierten Schema.
Im Hinblick auf die konservative Ausrichtung der Restau-
rierung (die, wie gesagt, auf die Erhaltung oder Wieder-
herstellung der ursprünglichen architektonischen und äs-
thetischen Merkmale der Gebäude abzielt, vgl. Art. 8 Abs. 
1 Buchst. b NAPRP) ist die Beseitigung und Versetzung 
aller vorhandenen Türen und Fenster dieses wertvollen 
Flügels eindeutig nicht gerechtfertigt (vgl. Südfassade 
vom 1. April 2016, die die vorhandenen in Rot wieder-
gibt; Dok. D vorgelegt von der beklagten Regierung; 
Inspektionsbericht, Fotos 2a-c, 9a-c, 23a-d). Und zwar so, 
dass sie in der Grösse angepasst und an den Bögen der 
Arkaden zentriert werden (siehe technischer Bericht). Im 
Gesamtbild der Hofbauten im historischen Dorfkern ist 
es schwierig, Öffnungen zu finden, die der Mittelachse 
von Portico und Loggien mit Bögen folgen. Bei diesem 
Gebäudetyp sind tatsächlich alle Teile des Gebäude-
komplexes dem Freiraum des Hofes zugewandt und von 
ihm aus zugänglich. Jeder einzelne Raum des Wohnge-
bäudes wurde direkt von der Loggia oder dem Portikus 
erschlossen (vgl. Rossi /Consolascio/Bosshard, a.a.O., S. 
464). Kurzum, der Hof diente als zentraler Erschliessungs-
bereich und war gleichzeitig Freiraum für die Arbeit (vgl. 
Rossi /Consolascio/Bosshard, a.a.O., S. 464 und 2. Auflage 
a.a.O., S. 166 ff und 131 ff; auch Planungsbericht a.a.O., S. 
12). Die Veränderung aller originalen Öffnungen dieser 
wertvollen Fassade - zusätzlich zu den bereits erwähn-
ten - überschreitet somit deutlich die zulässigen Gren-
zen der konservativen Restaurierung. Unhaltbar ist die 
gegenteilige Schlussfolgerung des Municipio, das, die 
Ziele des PRP vergessend, allgemein betrachtet, wie die 
Neupositionierung und damit die Neuanordnung (al-
ler) Öffnungen, den Fassaden mehr Lebendigkeit und 
Harmonie verliehen hat. Auch unter diesem Gesichts-
punkt kann daher die von der Gemeinde erteilte Bau-
genehmigung nicht bestätigt werden. Diese Schlussfol-
gerung ist umso zwingender, als das Gebäude auch ein 
geschütztes Kulturgut ist (siehe Punkt 8 unten).
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5.5. Allein aus diesen Gründen und auch unter Berück-
sichtigung der gebotenen Sorgfalt, die die Rekursbe-
hörde bei der Auslegung und Anwendung der Gemein-
deordnung walten lassen muss, kann das angefochtene 
Urteil, das die Entscheidung des Municipio als unhalt-
bar aufhebt, nur bestätigt werden. Daran ändern auch 
die allgemeinen positiven Warnungen der UNP und der 
UBC nichts, zumal sich diese Stellen nicht zur Konformi-
tät der Eingriffe mit dem NAPRP geäussert haben.

6. Fassaden und Verputze

6.1. Das Projekt sieht den Verputz aller Fassaden des Haupt-
gebäudes vor, mit Ausnahme des nördlichen Anbaukörpers 
(mit der Küche). Laut technischem Bericht (aktualisiert) ist
geplant, natürlichen Kalkputz (Kalkspachtel) in Farben wie
hellbraun-grau, sandfarben, hellbraun, heller Erdton zu ver-
wenden. In diesem Modus wird dann auch die Ostfassade 
verputzt. Das Municipio hat festgestellt, dass diese Fassade 
aus teilweise nicht ausgewähltem Sichtsteinmauerwerk be-
steht, das ohne die für Sichtmauerwerk typischen Zement-
fugen (mit variablen Abmessungen) und mit Einlagen aus
Fremdmaterialien wie Terrakotta verlegt ist (typisch für 
Bauernhäuser des späten 19. Jahrhunderts, die nicht wert-
voll sind und daher verputzt werden sollten; siehe ihre Ant-
wort an die Regierung, Seite 5). Es sah daher keinen Kon-
flikt mit Art. 8 Abs. 6 Bst. a NAPR, wonach die bestehen-
den Steinfassaden grundsätzlich zu erhalten sind. Die 
Regierung ging ihrerseits nicht auf diesen Punkt ein 
und übersah die damit verbundene Beschwerde des 
Nachbarn Drack, die er hier wiederholt.

6.2. Es ist unbestritten, dass die fragliche Fassade, die den 
östlichen Abschluss des oberen Teils des historischen Dorf-
kerns bildet, derzeit (zum grössten Teil) in Sichtstein oder 
«rasa pietra» ausgeführt ist. Dieser Umstand ist nicht nur 
in den Projektrichtlinien der Liegenschaft vermerkt, son-
dern wurde auch bei der Besichtigung festgestellt (siehe 
o.g. Bericht und Fotomappe Nr. 6). Bei dieser Gelegenheit 
erklärte der zuständige Beamte der UBC jedoch, dass das
Gebäude ursprünglich verputzt gewesen sei und der heutige 
Zustand der der rasa pietra wäre. Das Vorhandensein eines 
Verputzes im ursprünglichen Zustand lasse sich aus den stei-
nernen Fensterrahmen über dem Niveau des Mauerwerks 
ableiten, aber er erklärte, dass er keine objektiven Informati-
onen über den ursprünglichen Zustand des Gebäudes habe, 
der das Ergebnis von Eingriffen über drei Jahrhunderte ge-
wesen sei, und dass seine Überlegungen visuell seien und 
nicht das Ergebnis einer objektiven Grundlage, die sich 
aus einer archäologischen Analyse ergebe (siehe oben 
zitiertes Protokoll, S. 2).
Im Lichte dieser Aussagen und in Anbetracht des subopti-
malen ästhetischen Zustands dieser Fassade (vgl. zitierte 
Fotos) – wie auch desjenigen der analogen inneren West-
fassade (vgl. Fotos 4a-c) – könnte man sich fragen, ob un-
ter dem Gesichtspunkt des Art. 8 Abs. 6 Buchst. a NAPRP 
nicht die Voraussetzungen für ein Abweichen vom Grund-
satz der Erhaltung der bestehenden Stein- und Naturstein-
fassaden gegeben sind, was ausnahmsweise möglich ist, 
wenn sich das Mauerwerk in einem schlechten statischen 
oder ästhetischen Zustand befindet. Auch das PRP-Blatt 
scheint einen Verputz nicht auszuschliessen (zumindest in-
sofern, als dass es lediglich eine Sanierung/Absetzung vor-
schlägt, ohne eine Beibehaltung oder einen Materialwech-
sel zu fordern). Die Frage kann jedoch offen bleiben.

7. Nebengebäude (Rustico)

7.1. Eingriffe in Nebengebäude werden durch Art. 9 
NAPRP geregelt. Für bestehende Gebäude legt diese 
Verordnung insbesondere Folgendes fest:

1. Erlaubte Eingriffe
a) Bestehende Gebäude
Die zulässigen Eingriffe sind für jedes einzelne Nebengebäude 
im Kategorienplan festgelegt und werden wie folgt unterschie-
den:
- Instandhaltung: für die im Kategorienplan blau gekennzeich-
neten Gebäude sind Instandhaltung, Renovierung und Erwei-
terung nach den Bestimmungen des Absatzes 2 Buchstabe c) 
zulässig.
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(…)
2. Bestimmungsgemässe Verwendung
a) Nebengebäude müssen für Tätigkeiten genutzt werden, die 
den Hauptgebäuden dienen. Es sind keine belästigenden Akti-
vitäten erlaubt.
b) Nebengebäude dürfen in der Regel nicht umgebaut wer-
den. Ausnahmen sind möglich bei von den Hauptgebäuden 
unabhängigen Gebäuden mit Volumina, die für Wohn- oder 
Arbeitszwecke geeignet sind, oder bei kleinen Volumina, die an 
die Hauptgebäude angrenzen und funktional in das Hauptge-
bäude integriert werden können.
c) Bei instandhaltungspflichtigen Nebengebäuden und bei 
rekonstruierten Gebäuden darf das Volumen in begrenztem 
Umfang vergrössert werden, um Räume mit einer Mindesthöhe 
zu erhalten, die für Wohn- oder Arbeitszwecke genutzt werden 
können, unter der Voraussetzung, dass sie sich geordnet und 
harmonisch in den Kontext einfügen.
3. Architektonische Merkmale
a) Nur traditionelle Architektursprache ist erlaubt. Die Architek-
tursprache für Gebäude, die an Hauptgebäude angrenzen, muss 
die traditionelle Sprache des Nachbargebäudes sein.
b) Für Dach, Öffnungen, Schliessanlagen, Verputz und Anstrich 
gelten bei Hauptgebäuden die Bestimmungen des Art. 8 Abs. 
3-4-5-6. Bei Nebengebäuden, die an Hauptgebäude angrenzen, 
müssen Dach, Öffnungen, Schliessanlagen, Verputz und An-
strich denen des angrenzenden Hauptgebäudes entsprechen. 
Bei vom Hauptgebäude unabhängigen Baukörpern sind Form, 
Material und Farbe dieser Elemente frei.

7.2. Soweit es hier von Interesse ist, weist der Plan der Ein-
griffskategorien das rustikale Gebäude in sub. C und D der 
Parzelle 47 auf Nebengebäude, für die die Erhaltung vor-
gesehen ist. Zu dieser Kategorie gehören im Allgemeinen 
die Nebengebäude, die sich sowohl auf architektonischer 
(traditionelle Sprache) als auch auf städtebaulicher Ebene 
(Lage und Beziehung zum Hauptgebäude und zu den Frei-
räumen; vgl. zitierter Planungsbericht, Seite 28) in zulässiger
Weise in den Kontext einfügen. Diese Gebäude können, 
wie in Art. 9 NAPRP angegeben, im Prinzip erhalten und 
renoviert und unter bestimmten Bedingungen erweitert 
werden (siehe 1 und 2 Buchstabe c). Bei der architektoni-
schen Gestaltung ist die traditionelle Sprache des Gebäu-
des zu respektieren; bei Arbeiten an den verschiedenen 
Gebäudeteilen wie Dach, Öffnungen und Verputz sind zu-
dem die für die Hauptgebäude geltenden Bestimmungen 
zu beachten (vgl. Art. 9 Abs. 3 Bst. a und b mit Hinweis auf 
Art. 8 Abs. 3-6 NAPRP). Gemäss den Planungsrichtlinien 
muss auch das rustikale Gebäude auf Parzelle 47 – das im-
plizit als angrenzend an das Hauptgebäude betrachtet 
wird – der Architektursprache des Hauptgebäudes ent-
sprechen (siehe auch Art. 9 Abs. 3 Bst. a und b NAPRP). Im 
Gegensatz zu unabhängigen Rustici (siehe z.B. Teil 1119 
sub C, Gebäudeeinheit Blatt 06) ist seine Gestaltung daher 
nicht frei (in Form, Material und Farbe), sondern ordnet 
sich der Sprache des Hauptgebäudes unter (siehe auch 
zitierter Bericht, S. 42).

7.3. Konkret geht es bei dem Projekt, wie in der Beschrei-
bung erwähnt, um die Renovierung des fraglichen rusti-
kalen Gebäudes, die «Erhaltung und/oder Restaurierung» 
der Steinmauern und die Erneuerung des Daches, um es 
in ein zweistöckiges Gebäude für technische Räume und 
ein Studio zu verwandeln, das über eine neue Aussentrep-
pe zugänglich sein wird. Die Innenfassade zum Hof wird 
durch eine Reihe von vier Öffnungen (0,40 x 0,40) markiert, 
die von einer grossen Öffnung in Form eines Lochgitters 
aus Terrakotta-Ziegeln (ca. 2,80 x 2 m) neben der Eingangs-
tür überragt wird. Abweichend von der (impliziten) Beur-
teilung des Municipios war die Regierung der Ansicht, 
dass die genannten Öffnungen nicht dem Grundsatz des
Vorrangs der Fülle vor der Leere entsprechen. Sie be-
mängelte auch die Materialien und Farben des Gebäu-
des, die im Gegensatz zu denen des Hauptgebäudes 
stehen. Diese Schlussfolgerung hält, auch unter Berück-
sichtigung der Zurückhaltung, die die Regierung bei der 
Anwendung der kommunalen Vorschriften üben muss, 
der Kritik der Rechtsmittelführerin stand. 

7.4. Obwohl sich der Regierungsrat zu Unrecht (auch) auf 
den Rendering des ersten Projekts berufen hat, ist zunächst 
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nicht einzusehen, weshalb der fragliche Rustikalbau (der 
teilweise durch den kurzen Innentrakt des Hauptgebäudes 
gestützt wird) mit diesem nichts zu tun haben soll und wes-
halb entgegen den Bestimmungen von Art. 9 Ziff. 3 Bst. a 
NAPRP und den Projektrichtlinien ein Kriterium der Diversi-
fikation der Bauten angewendet werden muss (vgl. Rekurs, 
S. 20).  Selbst wenn man annehmen könnte, dass dieses 
Gebäude aus Stein gebaut sein könnte (indem man den 
Verputz entfernt, der es teilweise bedeckt; vgl. das zitierte
Protokoll, Fotos 5a-b, 5f), ist es auf jeden Fall sicher, dass 
seine neuen Öffnungen nicht nur die Anforderung des 
klaren Vorrangs von festen gegenüber leeren Flächen 
missachten, sondern auch die der Vertikalität des traditi-
onellen Moduls (vgl. Art. 8 cpv. 4 lett. b für das Senden von 
Art. 9 cpv. 3 lett. b NAPRP). Bei einer 5,60 m langen Fassade
wird mehr als die Hälfte (3,70 m) tatsächlich durch Öffnun-
gen unterbrochen, die zudem meist breit (2,80 x 1,98 m)
oder quadratisch (0,40 x 0,40) sind. Allein aus diesen Gründen
 – und ohne zu berücksichtigen, dass die Schaffung einer 
Öffnung in Form eines Lochgitters aus Backsteinen zum 
Innenraum des Hofes hin aus dem Profil der Tradition her-
aus zumindest singulär erscheint  konnte daher auch dieser 
Körper nicht genehmigt werden.

8. Kulturgüter

8.1. Der Schutz und die Aufwertung von Kulturgütern wird 
durch das Gesetz zum Schutz von Kulturgütern vom 13. 
Mai 1997 (LBC; PL 445.100) geregelt. Der Beschluss zum 
Schutz von unbeweglichem Kulturgut erfolgt im Rahmen 
der Verabschiedung von kommunalen Richtplänen oder 
kantonalen Nutzungsplänen (Art. 20 Abs. 1 BVG). Die Ge-
meindelegislative entscheidet, welche Objekte von lo-
kalem Interesse zu schützen sind und  legt gegebenen-
falls den Perimeter fest (Art. 22 Abs. 2 BV), während der 
Staatsrat bei der Genehmigung des Richtplans entschei-
det, welche Objekte als Kulturgüter von kantonalem 
Interesse zu schützen sind (Art. 20 Abs. 2 und 3 BV). Der 
Schutz dieser Güter ist nämlich als «integrierter Schutz» 
konzipiert, der im Rahmen der Raumplanung umzu-
setzen ist (vgl. Botschaft Nr. 4387 des Staatsrates vom 14. 
März 1995 zum Entwurf eines Gesetzes über den Schutz 
der Kulturgüter, S. 1024).

8.2. Soweit nichts anderes bestimmt ist, erstreckt sich der 
Schutz eines Kulturgutes auf das gesamte Objekt ein-
schliesslich aller seiner inneren und äusseren Teile (Art. 22 
Abs. 1 LB). Wenn es die Umstände erfordern, muss in der 
Nähe des Kulturgutes eine Schutzzone festgelegt werden, 
innerhalb derer keine Massnahmen ergriffen werden dür-
fen, die die Erhaltung oder Verbesserung des Kulturgutes 
gefährden könnten (Absatz 2). Das PR definiert die Kultur-
güter von kantonaler und lokaler Bedeutung mit allfälligen 
Pufferzonen (vgl. Art. 16 Abs. 1 Bst. a-c des Reglements 
über den Kulturgüterschutz vom 6. April 2004; RB 445.110), 
während das Ausführungsreglement auf der Basis der In-
ventarliste den Schutzinhalt definiert und die Kriterien 
für Eingriffe am Schutzgut und innerhalb der Pufferzonen 
angibt (Abs. 2). Der Artikel 22 LBG konkretisiert den allge-
meinen Grundsatz, dass Kulturgut in seiner Gesamtheit 
und möglichst in seinem räumlichen Zusammenhang ge-
schützt werden soll. Das BVG schliesst jedoch die Möglich-
keit nicht aus, den Schutz auf bestimmte Teile des Gutes zu 
beschränken („sofern nicht anders vorgesehen...“), wenn 
ein umfassender Schutz nicht gerechtfertigt ist, womit 
dem Grundsatz des abgestuften Schutzes Rechnung ge-
tragen wird (vgl. die oben erwähnte Botschaft, S. 1037 ff; 
Patrizia Beretta Cattaneo, La legge cantonale sulla protezio-
ne die beni culturali, in RDAT I-2000, S. 153). Die wichtigste 
Folge der Einführung des Schutzes ist die Verpflichtung, 
das Eigentum in seiner Gesamtheit zu erhalten und für 
seine ordnungsgemässe Instandhaltung zu sorgen (vgl. 
Art. 23 LB).
8.3. Das im Eigentum des Klägers stehende Gebäude (Casa 
Catalano, ehemals Clerici, Parzelle 47) gehört gemäss Art. 
31 Abs. 1 Buchst. b der Ausführungsbestimmungen der 
Bauordnung von Meride (NAPR) zu den im historischen 
Kern gelegenen Kulturgütern von lokalem Interesse (sie-
he Liste, ad n. 26). In den Akten des Inventars der UBC 
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wird es kurz als ein Gebäude aus dem ersten Viertel des 
XVIII. Jahrhunderts (1720-30) beschrieben, das ursprüng-
lich der Familie Clerici gehörte (siehe Akte). Im Hinblick 
auf die Schutzwirkungen bestimmt Art. 31 Abs. 2 NAPR in 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Art. 22 und 23 
RBC, dass der Eigentümer einer Immobilie verpflichtet ist, 
deren Substanz zu erhalten und für deren regelmässige 
Instandhaltung zu sorgen (Buchstabe a). Sie bezieht sich 
auch auf die Auswirkungen der Schutzzone (Bst. b), unter-
liegt aber ansonsten den Bestimmungen des LB (Bst. c). 
Auch für diese Bestimmung gilt daher der Grundsatz der 
Erhaltung des Eigentums in seiner Gesamtheit.
8.4. Gemäss Art. 25 des LBC ist der Eigentümer eines ge-
schützten Objekts von lokalem Interesse verpflichtet, 
jedes Restaurierungsprojekt dem Staatsrat vorzulegen, 
der innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der Unterla-
gen seine Entscheidung trifft. Die Regierung hat diese 
Aufgabe an die UBC delegiert: Art. 20 des RBC legt fest, 
dass der Eigentümer eines geschützten Gebäudes von 
lokalem Interesse der UBC das Vorhaben spätestens 
gleichzeitig mit dem Bauantrag oder der Bauanzeige 
mitteilen muss. Der Umfang und die Bedingungen der in 
Art. 25 LBC vorgesehenen Genehmigung sind nicht ganz 
klar. Aus den Gesetzesmaterialien geht hervor, dass der 
Gesetzgeber bei Schutzgütern von kantonalem Interesse 
lediglich ein vereinfachtes Verfahren der kantonalen Über-
prüfung einführen wollte (vgl. die oben zitierte Botschaft 
Nr. 4387, S. 1024, die daran erinnert, dass die Zuständig-
keit des Kantons bei Eingriffen in Schutzgüter vorrangig 
bleibt; vgl. auch, de lege ferenda, Botschaft Nr. 7128 vom 
7. Oktober 2015 betreffend den Bericht des Staatsrates 
zur allgemeinen gesetzgeberischen Volksinitiative vom 
2. Oktober 2014, eingereicht von STAN „Eine Zukunft für 
unsere Vergangenheit: für einen wirksamen Schutz des 
kulturellen Erbes des Tessiner Territoriums“, S. 8 und 21 ff. 
und Art. 24 des Entwurfs der Gesetzesrevision). Inwieweit 
sieht das LBG eine echte kantonale Bewilligung (auch) für 
Anlagen von lokaler Bedeutung - ähnlich wie in Art. 24 
LBG - vor (zu Anlagen von kantonaler Bedeutung siehe z.B. 
STA 52.2019.277 vom 20. April 2020). 4 und Querverweise) 
-, die neben der kommunalen Zuständigkeit bei der An-
wendung von Art. 31 NAPR steht, ist dennoch eine Frage, 
die offen bleiben kann.
8.5. Konkret hat das UBC in der kantonalen Mitteilung nach
dem Hinweis auf die wertvolle Lage des Gebäudes darauf 
hingewiesen, dass sie den Eingriff als vereinbar mit den 
Anforderungen an die auf kommunaler Ebene geschütz-
ten Gebäude ansieht (typologische Auswahl, Oberflächen, 
Materialien usw.). Überdies hat das UBC präzisiert:
„Generell gilt nach den Grundsätzen der Restaurierung, dass die 
ursprünglichen Elemente repariert und nicht ersetzt werden müs-
sen. Die Fenster können durch neue Elemente mit Holzrahmen 
ersetzt werden, die entsprechend bemalt sind, wobei die Glas-
einteilungen wie bei den bestehenden Fenstern (Holzsprossen) 
beibehalten werden. Die Jalousien, sofern vorhanden, müssen 
durch neue, ebenfalls bemalte Holzfensterläden ausgeführt und 
ersetzt werden. Metallelemente sind nicht zulässig. Die Erhaltung 
der Authentizität der Materialien ist in der Tat unerlässlich, um 
die Eigenschaften und die Aufwertung des historischen Denk-
mals zu sichern. Das Gleiche gilt für die Holzelemente, die nur 
dort, wo es notwendig ist, mit ähnlichen Eigenschaften wie die 
bestehenden Strukturen wieder aufgebaut werden müssen“.
Nach der Klarstellung, dass das Dach, der Putz und die 
Steinteile saniert werden müssen (kantonale Mitteilung, 
S. 8), argumentierte die UBC, dass ein großer Teil des 
Endergebnisses auf ausführenden und ausbauenden 
Aspekten beruht (insbesondere die Aussenfassaden), und 
forderte Dauerhaftigkeit in allen Aspekten (Wahl der Be-
treiber, Materialien, Verarbeitung, etc.). Andererseits wies 
sie darauf hin, dass sie sich hinsichtlich der Einhaltung 
der Durchführungsbestimmungen des PR auf den Rat der 
örtlichen Behörde berufen würde. Während des Verfah-
rens hat sie diese Position im Wesentlichen bestätigt und 
sich darauf beschränkt, vor dem Gorverno hinzuzufügen, 
dass: „In Bezug auf die Frage der „Öffnung und Wiederherstel-
lung der Aussenfassaden“ sind wir einerseits mit der Möglich-
keit eines konservativeren Vorschlags einverstanden, anderer-
seits stellen wir fest, dass dieser unter dem Gesichtspunkt des 
Erhalts der historischen Substanz insgesamt nicht als unhaltbar 
angesehen wurde und dass die Frage der Einhaltung des NAPRP 
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ausschließlich in der Verantwortung der Gemeinde liegt.“
Das Municipio seinerseits hat sich im Wesentlichen dar-
auf beschränkt, die positive Stellungnahme der UBC zu 
teilen und zu übernehmen.
8.6. Wenn nun aus dem oben Gesagten hervorgeht, dass 
sich die unteren Behörden und insbesondere die UBC 
ausführlich mit den Kriterien befasst haben, die bei den 
Details der Fensterrahmen (Materialien, Verglasungstei-
lungen usw.) und der Jalousien zu beachten sind, so ist
nicht zu übersehen, dass weder die kantonalen noch die
kommunalen Behörden die – viel wichtigere und um-
strittenere – Frage der Konformität mit den am Gebäude 
anzuwendenden Normen behandelt haben. Es besteht 
jedoch kein Zweifel daran, dass weder die kantonalen 
noch die städtischen Behörden die weitaus wichtigere
und umstrittenere Frage angegangen sind, ob die Reno-
vierung (Abriss und Versetzung) der meisten Original-
fenster (und -türen) des historischen Hauses mit den 
Vorschriften des Denkmalschutzes übereinstimmt. 
Abgesehen von einem allgemeinen Verweis auf die Mög-
lichkeit eines konservativeren Vorschlags haben weder 
die LBC noch die Stadtverwaltung erklärt, wie die Renovie-
rung aller Öffnungen zur Loggia und zum Portikus (innere 
Südfassade) – eine völlige Neugestaltung der Fassade 
– mit dem in Art. 22, Abs. 1, LBC verankerten und von Art. 
31, Abs. 2, Buchstabe a NAPR aufgegriffenen Grundsatz 
der Erhaltung der historischen Substanz vereinbar sein 
könnte. Auch für die Öffnungen an den anderen Fassaden 
(unabhängig davon, ob sie mit dem oben erwähnten 
NAPRP übereinstimmen oder nicht, betr. 4) wurde dies 
nicht gerechtfertigt. Dieser Aspekt erscheint keineswegs 
vernachlässigbar, wenn man nur bedenkt, dass nach der 
Eidgenössischen Kommission für Denkmalpflege (EKD) die 
Fenster historischer Gebäude in ihrer Integrität wie andere 
historische Bauelemente zu schützen sind, da dies die Wei-
tergabe einer Fülle von Informationen an künftige Genera-
tionen, Fassaden und Innenräume sichert und einen spar-
samen Umgang mit Ressourcen gewährleistet (siehe das 
Dokument «Fenster historischer Gebäude - Grundsätzliche 
Aspekte», das auch zu denjenigen gehört, die normaler-
weise die Entscheidungen der EKD leiten, siehe dazu die 
Website der EKD[…]). Der CFMS legt unter anderem fest, 
dass Fenster als trennende Elemente zwischen Innen und 
Aussen seit Jahrhunderten zu den wesentlichen Elemen-
ten sowohl für die äussere Gestaltung des Gebäudes als 
auch für die Wahrnehmung seiner Innenräume gehören 
(siehe das zitierte Dokument, S. 1). Ein Eingriff an einem 
Gebäude, das auch ein geschütztes Kulturerbe ist, würde 
daher zumindest eine Analyse des historischen und ar-
chitektonischen Wertes der vorhandenen Fenster und 
ihres Gebrauchswertes erfordern, ungeachtet dessen, 
dass nicht alle überlieferten Fenster offensichtlich wert-
voll und folglich zu erhalten sind (vgl. zitiertes Dokument, 
S. 2). Obwohl dieses Dokument, wie auch die Grundsätze 
für den Denkmalschutz in der Schweiz und die anderen 
von der Eidgenössischen Kommission für Denkmalpflege 
herausgegebenen Richtlinien, nicht den Status einer öf-
fentlich-rechtlichen Vorschrift haben, sollten sie zumindest 
berücksichtigt werden, da sie als Empfehlungen dienen, 
d.h. als Regeln, die eine Praxis kodifizieren und das Urteil 
der Behörden leiten sollen (vgl. STA 52.2019.277 zitiert, 
konsid. 4.7.1 und Referenzen).
Ähnliche Überlegungen gelten auch für den Verputz der 
Fassaden (derzeit in Rasapietra oder Sichtsteinmauer-
werk), der – wenn schon nicht für die Zwecke der An-
wendung des NAPRP (siehe Erwägungsgrund 6) – so 
doch zumindest im Lichte der Tatsache, dass das Gebäu-
de als Kulturgut geschützt ist, einer weiteren Untersu-
chung bedurft hätte (vgl. siehe hierzu auch die Grundsät-
ze für den Denkmalschutz in der Schweiz des CFMS, die 
darauf hinweisen, dass vor jedem Eingriff durch geeignete 
Untersuchungen die Festlegung von Eingriffen sicherge-
stellt werden muss, die die Substanz und die Eigenschaf-
ten des Objekts respektieren, siehe ad 4.3).
Es ist jedoch nicht notwendig, auf diese von den unteren 
Behörden zumeist übersehenen Aspekte weiter einzu-
gehen, da das Projekt – allein aus den in den vorange-
gangenen Erwägungsgründen genannten Gründen 
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10. (…)
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(Nichteinhaltung des NAPRP) – in jedem Fall nicht 
genehmigt werden kann. Aus den gleichen Gründen 
erübrigt sich die Frage, ob und inwieweit die anderen 
Eingriffe am Hauptgebäude mit dem Grundsatz der 
integralen Erhaltung des Denkmals vereinbar sind, 
insbesondere der höchst fragwürdige, der vorsieht, 
den Aufzugsschacht in das Innere des kurzen Flügels 
zu verlegen, und zwar an einer Stelle, die nicht nur zur 
Zerstörung der Fischgrät Ziegeldecke im Erdgeschoss 
führen wird (vgl. zitiertes Protokoll, Foto 17a-e), vor allem 
aber wird die Halle in das Obergeschoss verlegt, was den 
grossen Raum, der derzeit von dem wertvollen Stuckka-
min (ebenfalls im UBC-Inventar aufgeführt; siehe zitiertes 
Protokoll, Foto 20a-d) dominiert wird, verunstalten wird, 
wie bereits vom Nachbarn beklagt. Und dies, um subjek-
tive Bedürfnisse zu befriedigen, die notwendigerweise 
kontingenter Natur sind (vgl. in diesem Sinne das Prinzip 
der Reversibilität, wonach alle Konservierungs- und Res-
taurierungseingriffe nach dem Kriterium der maximalen 
Reversibilität angelegt werden sollten, vgl. CFMS, zitierte 
Grundsätze, ad n. 4.2.).
Der Kläger ist jedoch daran zu erinnern, dass sich der 
Schutz seines Gebäudes als Kulturgut von lokaler Bedeu-
tung – offensichtlich – nicht auf den Schutz des Gebäude-
typs (Hofhaus) beschränkt, sondern sich in Ermangelung 
einer anderen Regelung grundsätzlich auf das Objekt als
Ganzes, in allen seinen inneren und äusseren Teilen, er-
streckt (vgl. Alt. 22 Abs. 1 LBC und 31 Abs. 2 Buchst. a NAPR). 
Und dies, obwohl es notwendig ist, die Notwendigkeit 
anzuerkennen, Kulturgüter in Übereinstimmung mit den 
Bedürfnissen des zeitgenössischen Lebens zu nutzen 
oder sie an die aktuelle Nutzung anzupassen (siehe auch 
Botschaft Nr. 7128, S. 21 mit Verweisen auf internationale 
Chartas und Konventionen).

9. In Anbetracht dessen und unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass das Projekt nicht mit dem NAPRP überein-
stimmt, berücksichtigt es nicht den Grundsatz der geord-
neten und harmonischen Eingliederung in die Landschaft.
10. (…)

11.
11.1. Nach alledem wird die Beschwerde zurückgewiesen.

11.2. Im Hinblick auf das Ergebnis wird die Gerichtsgebühr 
(Art. 47 Abs. 1 LPAmm) dem unterlegenen Beklagten 
auferlegt, der zudem eine angemessene Entschädigung 
(Art. 49 Abs. 1 LPAmm) an den anwaltlich vertretenen 
Beklagten zu zahlen hat.

Aus diesen Gründen wurde entschieden:

1. Die Berufung wird zurückgewiesen.

2. Die Gerichtsgebühr von Fr. 2‘500, abzüglich des als Vor-
schuss bezahlten Betrages (Fr. 1‘800), wird dem Antrag-
steller in Rechnung gestellt. Der Beklagte ist verpflichtet, 
Lothar Drack einen identischen Betrag (Fr. 2‘500.-) als 
wiederkehrende Gebühr für diesen Fall zu bezahlen.

3. Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen seit 
seiner Zustellung eine öffentlich-rechtliche Beschwerde 
beim Bundesgericht in Lausanne eingereicht werden 
(Art. 82 ff. Bundesgerichtsgesetz vom 17. Juni 2005; EStV; 
SR 173.110).

Lothar Drack, Meride Anfang 2021  – © dracksache.ch


